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Die USA und die Zusicherungen von 1990, 

die NATO nicht nach Osten zu erweitern: 

Erhellendes zu einem alten Problem? 
von Marc Trachtenberg* 

 

Mehr als dreißig Jahre sind vergangen, seit US-Außenminister James Baker dem sowjetischen 

Staatschef Michail Gorbatschow im Februar 1990 versicherte, dass der Zuständigkeitsbereich 
der NATO „keinen Zentimeter nach Osten“ ausgedehnt würde, wenn Deutschland nach der Wie-
dervereinigung Teil der Nordatlantikpakt-Organisation und die Vereinigten Staaten in diesem 
Land „präsent“ blieben.[1] Später wurde das NATO-Gebiet natürlich nicht nur auf die ehemali-
gen Verbündeten der UdSSR in Osteuropa, sondern auch auf einige ehemalige Sowjetrepubliken 
ausgedehnt, und viele Russen haben behauptet, dass die NATO-Mächte mit der Aufnahme dieser 
neuen Mitglieder gerade die Versprechen gebrochen hätten, die Baker und andere hohe westliche 
Beamte am Ende des Kalten Krieges dazu abgegeben hatten.[2] Die Amerikaner hatten, wie 
2008 Gorbatschow selbst klar gesagt hat, „versprochen, dass die NATO nach dem Kalten Krieg 
sich nicht über die Grenzen Deutschlands hinausbewegen würde, aber jetzt ist halb Mittel- und 
Osteuropa Mitglied, was ist also aus ihren Versprechen geworden? Das zeigt, dass man ihnen 
nicht trauen kann.“[3] 

Was ist von diesen Anschuldigungen zu halten? 
Jack Matlock, der US-Botschafter in Moskau im Jahr 1990, war der Ansicht, dass die Russen 

in diesem Fall Recht hätten. Seiner Ansicht nach hatte man Gorbatschow „grundsätzliche Zusi-
cherungen“ gegeben, dass „wenn ein vereinigtes Deutschland in der NATO bleiben könnte, sich 
die NATO nicht nach Osten bewegen würde“.[4] 

Robert Gates, der damalige stellvertretende nationale Sicherheitsberater des US-Präsidenten, 
vertrat ebenfalls die Ansicht, dass „Gorbatschow und andere“ „zu der Annahme verleitet“ wor-
den seien, dass eine „NATO-Osterweiterung“ nicht stattfinden würde, „zumindest nicht in ab-
sehbarer Zeit“.[5] Und eine Reihe von Wissenschaftlern ist zu ähnlichen Schlussfolgerungen 
gekommen. 

Der US-Politikwissenschaftler Joshua Shifrinson versuchte in einem wichtigen Artikel, der 
2016 in der vom Massachusetts Institute of Technology herausgegebenen Zeitschrift Internatio-
nal Security veröffentlicht wurde, zu zeigen, dass „die russischen Behauptungen eines ‚gebro-
chenen Versprechens‘ in Bezug auf die NATO-Erweiterung berechtigt sind“ – dass nämlich 
„während der diplomatischen Verhandlungen rund um die deutsche Wiedervereinigung im Jahr 
1990 die Vereinigten Staaten gegenüber der Sowjetunion wiederholt informelle Zusicherungen 
gegen eine künftige Expansion der NATO nach Osteuropa unterbreitet haben“.[6] 

Swetlana Sawranskaja und Tom Blanton verwiesen unter Bezug auf ein viel zitiertes elektro-
nisches Briefing-Book, das vom National Security Archive 2017 ins Internet gestellt wurde, auf 
eine „Kaskade von Zusicherungen“, die den Sowjets 1990 gegeben worden seien, und kamen zu 
dem Schluss, dass „spätere sowjetische und russische Beschwerden darüber, dass man in Bezug 
auf die NATO-Erweiterung in die Irre geführt wurde“, von den Beweisen gestützt würden.[7] 

Und Mary Sarotte, Autorin einer Reihe von wichtigen Büchern und einschlägigen Artikeln, 
die sich mit diesen Fragen befassen, stimmt dem zumindest zur Hälfte zu. Sie hat nämlich die 
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Darstellung ausdrücklich zurückgewiesen, dass die damaligen Zusicherungen von US-Außen-
minister James Baker, des deutsche Bundeskanzlers Helmut Kohl und des deutschen Außenmi-
nisters Hans-Dietrich Genscher gegenüber den sowjetischen Führern, die NATO werde sich 
nicht nach Osten ausdehnen, nicht für Osteuropa gegolten, sondern sich lediglich auf Ostdeutsch-
land bezogen hätten. „Bei ihrem Besuch in Moskau im Februar 1990 in Moskau“, so Sarotte, 
„haben alle drei wiederholt bekräftigt, dass sich die NATO überhaupt nicht nach Osten bewegen 
würde.“[8] Ich schreibe aber zugleich ‚zur Hälfte zustimmend‘, weil Mary Sarotte der Meinung 
ist, dass diese Beteuerungen kein Versprechen darstellten, da sie nie schriftlich bestätigt worden 
seien: Gorbatschow, schreibt sie, „hat den Westen nie dazu gebracht, zu versprechen, die Gren-
zen der NATO einzufrieren“.[9] Dennoch glaubt sie, dass man den Russen nicht wirklich vor-
werfen könne, dass sie gedacht hätten, es sei ein Versprechen darüber abgegeben worden.[10] 

Die meisten westlichen Akademiker und ehemaligen Beamten waren jedoch nicht bereit, auch 
so weit zu gehen. Baker selbst beharrte 1997 etwa darauf, dass er „nie die Absicht gehabt habe, 
die Aufnahme neuer NATO-Mitglieder auszuschließen“, dass „der Vorschlag zum Zuständig-
keitsbereich der NATO sich nur auf das Gebiet der ehemaligen DDR bezogen habe“ und dass 
selbst dieser Vorschlag „rasch zurückgezogen worden sei“.[11] In einem Interview mit CNN im 
Jahr 2009 legte Baker dar, was in dieser Hinsicht inzwischen zur US-amerikanischen Standard-
sichtweise bezüglich der „Frage der Erweiterung der NATO“ geworden war: „Wissen Sie, es 
gab eine Diskussion darüber, ob das vereinigte Deutschland Mitglied der NATO sein würde, und 
das war die einzige Diskussion, die wir je hatten. Und die Sowjets unterzeichneten einen Vertrag, 
in dem sie anerkannten, dass das vereinigte Deutschland Mitglied der NATO sein würde. Ich 
verstehe also nicht, wie sie auf die Idee kommen können, dass wir ihnen irgendwie versprochen 
haben, dass es keine Erweiterung der NATO geben würde. Es war dabei nie die Rede von etwas 
anderem als der DDR.“[12] 

Viele andere ehemalige Beamte teilen diese Ansicht. Philip Zelikow, der sich 1990 im Stab 
des Nationalen Sicherheitsrates (NSC) der USA mit diesen Fragen befasst hatte, und Rodric 
Braithwaite, der damalige britische Botschafter in Moskau, sind gute Beispiele dafür, und eine 
Reihe ehemaliger deutscher Beamter, darunter auch Genscher selbst, äußerten später ähnliche 
Ansichten.[13] Sogar Jack Matlock, der frühere US-Botschafter in der UdSSR, hat bei einigen 
Gelegenheiten gesagt, dass sowohl Baker als auch Genscher bei ihren Zusicherungen nur an das 
damalige ostdeutsche Gebiet gedachten haben.[14] 

Und diese allgemeine Sichtweise wurde von einer Reihe von Wissenschaftlern bestätigt, ins-
besondere von Mark Kramer (USA), Hannes Adomeit (Deutschland) und Kristina Spohr 
(Deutschland – USA). Kramer schrieb beispielsweise in einem wichtigen Beitrag aus dem Jahr 
2009 mit dem Titel „Der Mythos einer NATO-Nichterweiterungszusage an Russland“, dass die 
„Dokumente aller Seiten Zelikows Argumentation voll und ganz bestätigen“, dass die „Verei-
nigten Staaten keinerlei Verpflichtungen hinsichtlich der künftigen Gebietsumrisse der NATO 
eingegangen sind“, abgesehen von „einigen speziellen Punkten in Bezug auf Ostdeutschland“, 
die im 2+4-Vertrag vom September 1990  über den Status des wiedervereinigten deutschen Staa-
tes festgeschrieben worden seien. Die Quellen würden somit „die Vorstellung, dass die Verei-
nigten Staaten oder andere westliche Länder jemals zugesagt hätten, die NATO nicht über 
Deutschland hinaus zu erweitern“, widerlegen.[15] 

Adomeit stimmt dem zu: „Die Behauptung, die westlichen Staats- und Regierungschefs hätten 
feste Zusagen gemacht, dass die Nato sich nicht nach Osten ausdehnen würde – also über das 
Gebiet der ehemaligen DDR hinaus –ist ein Mythos, der allerdings nach wie vor schwer zu ent-
kräften ist, egal wie viele Beweise zu dessen Widerlegung angeführt werden können.“[16] Auch 
Kristina Spohr hält die Behauptung, bei den Verhandlungen zur deutschen Wiedervereinigung 
im Jahr 1990 seien Garantien gegeben worden, „die eine Expansion der Nato nach Osteuropa 
ausschließen“, für „völlig unbegründet“.[17] Sie betont, dass nie „rechtlich verbindliche“ Zusa-
gen gemacht worden seien, die eine Ausdehnung der Zuständigkeit der NATO auf Osteuropa 
ausschlössen. „Wenn de jure keine Zusagen gemacht wurden“, schreibt sie, „konnten auch keine 
Zusagen gebrochen oder ‚verraten‘ werden.“[18] 

Wer hat also Recht? Die Frage ist es wert, detailliert untersucht zu werden, weil die Art und 
Weise, wie sie beantwortet wird, eine direkte Auswirkung auf bestimmte, viel umfassendere 
historische Probleme hat – vor allem auf die Frage, wie die Welt nach dem Kalten Krieg zu dem 
wurde, was sie heute ist. Das Thema bezieht sich auch auf bestimmte grundlegende Aspekten 
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der Theorie der Internationalen Beziehungen, insbesondere auf die Frage, ob der Kampf um die 
Macht im Mittelpunkt des internationalen politischen Lebens steht. Die Untersuchung dieses 
Themas kann uns nicht zuletzt etwas Grundlegendes über die Funktionsweise von Diplomatie 
sagen, insbesondere über die Rolle, die dabei Zusicherungen, Versprechen und Verpflichtungen 
in den zwischenstaatlichen Beziehungen spielen. 

Aber vielleicht ist der Hauptgrund, warum dieses Thema es wert ist, untersucht zu werden – 
und auch der Hauptgrund, warum dadurch weiterhin so viele Debatten ausgelöst werden – der, 
dass sich dieses Thema direkt auf bestimmte grundlegende politische Fragen bezieht. Wie diese 
dann beantwortet werden, hat einen ganz offensichtlichen Einfluss darauf, wie wir über die 
NATO-Erweiterung und ganz allgemein über die amerikanische Politik nach dem Kalten Krieg 
denken sollten. 

Die historische Analyse kann als eine Art Ausgangspunkt für Überlegungen darüber dienen, 
ob nicht alternative Vorgehensweisen hätten verfolgt werden sollen, die mehr mit dem überein-
stimmen, was James Baker im Februar 1990 als US-Außenminister zu versprechen schien, – und 
sogar auch als Ansatz für Überlegungen darüber, wie die amerikanisch-russischen Beziehungen 
heute gestaltet werden sollten. 

Angesichts der Bedeutung dieses Themas und der zahlreichen Arbeiten, die insbesondere in 
den letzten Jahren dazu verfasst wurden, ist es an der Zeit, einen Schritt zurückzutreten und einen 
neuen Blick auf die Debatte zu werfen. Das Ziel dieser Arbeit ist jedoch nicht nur eine Zusam-
menfassung dessen, was verschiedene Wissenschaftler und andere zu diesem Thema gesagt ha-
ben. Vielmehr geht es darum, die Argumente dieser Autoren zu bewerten, indem zunächst ge-
zeigt wird, wie weitreichende Auslegungsfragen auf relativ eng gefassten historischen Behaup-
tungen beruhen, um dann diese Behauptungen im Lichte der zu ihrer Untermauerung vorge-
brachten Beweise zu untersuchen. Bei dieser Methode ergeben sich die Antworten nicht aus einer 
direkten Prüfung der Beweise, sondern eher auf indirekte Weise, durch eine Analyse von Argu-
menten, die andere Experten und Zeitzeugen vorgebracht haben. Dies ist meines Erachtens ein 
wirksamer Weg, um zu grundlegenden Schlussfolgerungen bei jedem wichtigen historischen 
Thema zu gelangen.[19] 

Daher soll hier auf die drei Hauptargumente eingegangen werden, die von den Kritikern der 
russischen Sichtweise vorgebracht worden sind. Erstens behaupten sie, dass die Zusicherungen 
nur für Ostdeutschland und nicht für ganz Osteuropa galten und dass selbst diese Zusicherungen 
durch später im Jahr 1990 mit der UdSSR ausgearbeitete Vereinbarungen ersetzt worden seien. 
Zweitens behaupten sie, dass die Zusicherungen in jedem Fall rechtlich nicht bindend und somit 
überhaupt nicht verbindlich gewesen seien, da sie nicht in einem förmlichen, unterzeichneten 
Abkommen enthalten wären. Und drittens beharren sie darauf, dass – welchen Eindruck die Rus-
sen auch immer von dem gewonnen hätten, was ihnen gesagt worden sei – die westlichen Staats- 
und Regierungschefs nicht absichtlich versucht hätten, sie in die Irre zu führen. 

Was ist von diesen drei grundlegenden Behauptungen zu halten? 

Ostdeutschland oder Osteuropa? 
 
Die Zusicherungen, die den Russen im Februar 1990 gegeben wurden, mögen recht allgemein 
geklungen haben, aber die meisten ehemaligen Offiziellen im Westen haben behauptet, dass sie 
in Wirklichkeit nur für Ostdeutschland gelten sollten, und auch eine Reihe von Wissenschaftlern 
ist sich einig, dass dies der Fall war.[20] Diese grundlegende Behauptung wird durch zwei zent-
rale Argumente gestützt. Erstens wird behauptet, dass eine NATO-Erweiterung über die Oder-
Neiße-Linie, das heißt die Ostgrenze Deutschlands, hinaus damals einfach kein Thema war. „Es 
gibt keinerlei Beweise dafür“, schrieb Zelikow, „dass Ende Januar oder Anfang Februar 1990 
irgendjemand – Herr Genscher, James Baker oder Michail Gorbatschow – auch nur über die 
Möglichkeit nachgedacht, geschweige denn gesprochen hat, die NATO noch weiter nach Ost-
mitteleuropa auszudehnen.“[21] Ronald Asmus, ein weiterer ehemaliger US-Beamter mit beson-
derem Zugang zu den Archiven, schließt sich diesem Standpunkt an und erweitert den Zeitrah-
men sogar noch ein wenig: „In Wirklichkeit dachte im Frühjahr und Herbst 1990 weder in 
Washington noch in Moskau irgendjemand an eine NATO-Erweiterung.“[22] Hannes Adomeit 
vertritt in etwa die gleiche Auffassung. Im Frühjahr und Sommer 1990, so schreibt er, „schien 
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es unvorstellbar, dass irgendeines der nicht-sowjetischen Mitglieder des Warschauer Paktes ne-
ben Ostdeutschland eines Tages dem westlichen Bündnis beitreten wollte“.[23] Und Mark Kra-
mer sagt, dass vor allem die sowjetische Führung im Januar und Februar 1990 „noch sehr zuver-
sichtlich“ war, „dass der Warschauer Pakt überleben würde“. Zur Untermauerung zitiert er den 
damaligen sowjetischen Außenminister Eduard Schewardnadse, der 1990 gesagt habe, er und 
Gorbatschow „konnten nicht glauben, dass der Warschauer Pakt aufgelöst werden könnte. Das 
lag jenseits unseres Vorstellungsvermögens.“[24] Sogar die Regierungen in den gerade befreiten 
Ländern des heutigen ‚Mittel- und Osteuropas‘hätten die Frage 1990 nicht aufgeworfen.[25] Die 
Folgerung war klar: Wenn dies kein Thema war, dann konnten Baker und andere westliche Po-
litiker bei ihren Erklärungen unmöglich die Länder des Warschauer Paktes im Sinn gehabt ha-
ben. 

Das zweite Argument ist enger gefasst und bezieht sich nicht auf das, was die Menschen da-
mals dachten, sondern auf das, was bei den wichtigsten Ost-West-Treffen, bei denen die angeb-
lichen Versprechen gemacht worden waren, tatsächlich besprochen wurde. Die Grundbehaup-
tung ist, dass es bei diesen Gesprächen nur um Deutschland ging und dass die gesamte Osteu-
ropa-Frage einfach nicht zur Sprache kam.[26] Kristina Spohr bringt es auf den Punkt: „Ange-
sichts späterer russischer Klagen über gebrochene westliche Versprechen, die die NATO-Oster-
weiterung betreffen, kann nicht genug betont werden, dass es bei den oft zitierten Baker-Gor-
batschow-Gesprächen nur um Deutschland und das deutsche Territorium ging, nicht aber um 
irgendein anderes Land des Warschauer Paktes. In den Gesprächen ging es zu keinem Zeitpunkt 
um den künftigen Ausschluss Osteuropas (jenseits der DDR) aus der NATO.“[27]. Auch hier ist 
die Folgerung klar: Wenn diese umfassenderen Fragen zu Osteuropa nie zur Sprache kamen, 
konnten in diesen Gesprächen auch keine Versprechungen in Bezug auf diese Region gemacht 
worden sein. 

Was ist nun von diesen Argumenten zu halten? Man kann mit der Behauptung beginnen, dass 
die deutsche Wiedervereinigung das einzige Thema gewesen sei, das die Menschen damals wirk-
lich beschäftigte, dass der Zusammenbruch des Warschauer Paktes nicht als ernsthafte Möglich-
keit angesehen wurde und dass eine Ausweitung der NATO nach Osteuropa einfach „unvorstell-
bar“ war. Und der erste Punkt, der hier anzumerken ist, ist der, dass viele Menschen damals 
jedoch sehr wohl glaubten, die Tage des Warschauer Paktes seien gezählt. Genscher zum Bei-
spiel erkannte klar, dass der Pakt auseinanderfallen könnte. Ein Satz in seiner wichtigen Rede, 
die er im Januar 1990 in Tutzing (Deutschland) hielt – „Was immer im Warschauer Pakt ge-
schieht [Hervorhebung – M.T.] – eine Ausdehnung des NATO-Territoriums nach Osten, das 
heißt, näher an die Grenzen der Sowjetunion heran, wird es nicht geben.“ – deutet stark darauf 
hin, dass er diese Möglichkeit vor Augen hatte.[28] Genschers Grundgedanke war zudem, dass 
die deutsche Frage nicht auf rein deutscher Basis gelöst werden könnte, sondern vielmehr in 
einem größeren, gesamteuropäischen Rahmen behandelt werden müsste. Die Wiedervereinigung 
Deutschlands müsse unter Berücksichtigung der Interessen aller erfolgen, und deshalb legte er 
großen Wert auf die Nutzung der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE), der einzigen großen gesamteuropäischen Sicherheitsinstitution, die es damals gab. 
(Diese Überlegung knüpfte an die alte, im deutschen politischen Diskurs seit den 1960er Jahren 
häufig verwendete Idee einer ‚europäischen Friedensordnung‘ an, ein Begriff, den Genscher 
selbst verwendete.) Und es war schon damals ganz offensichtlich, dass er in diesem Zusammen-
hang ausdrücklich an Osteuropa dachte. Er wollte den Sowjets zusichern, dass der Westen „die 
Instabilität in Osteuropa nicht zu seinem Vorteil ausnutzen würde“ – ein Kalkül, das nur dann 
Sinn ergab, wenn dies damals eine echte Sorge war.[29] 

Was die UdSSR betrifft, so ist keineswegs klar, dass die sowjetische Führung zu jener Zeit 
„noch sehr zuversichtlich war, dass der Warschauer Pakt überleben würde.“ Der erste Beweis, 
den Mark Kramer anführt, um diese Behauptung zu untermauern, ist die Aufzeichnung eines 
Treffen Gorbatschows mit wichtigen Beratern Ende Januar 1990. Der Pakt als solcher wurde 
dort nicht erwähnt, aber die Frage von Osteuropa wurde zweimal angesprochen. An einer Stelle 
sagte Gorbatschow, dass „die Tschechoslowakei, Bulgarien und Ungarn an uns interessiert 
seien.“ Sie machten zwar eine schwierige Zeit durch – eine „Krankheit“, wie er es nannte –, 
„aber sie können nicht weit weglaufen.“ Mit Polen war das jedoch eine andere Geschichte; aus 
wirtschaftlichen, politischen und historischen Gründen waren die Beziehungen der UdSSR zu 
diesem Land viel schwächer. Im weiteren Verlauf des Treffens kam Gorbatschow kurz auf die 
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Frage der „anderen sozialistischen Länder“ zurück. „Man muss mit ihnen zusammenarbeiten“, 
sagte er. „Schließlich sind sie Verbündete. Wenn wir sie im Stich lassen, werden sie von anderen 
eingesammelt werden“, womit er vermutlich die NATO-Mächte meinte (diese Möglichkeit kam 
ihm zu diesem Zeitpunkt tatsächlich in den Sinn). Man hat den Eindruck, dass er Osteuropa nicht 
völlig aufgegeben hatte, aber keineswegs „sehr zuversichtlich“ war, dass der Warschauer Pakt 
intakt bleiben würde.[30] 

Eine Reihe von Notizen und Tagebucheintragungen, die Schewardnadses Assistent Teimuraz 
Stepanow-Mamaladse im Januar und Februar 1990 gemacht hatte, war die zweite Quelle, die 
Kramer anführte, um diesen Punkt zu untermauern. Die gesamte Frage der Zukunft des War-
schauer Paktes wurde zwar in den dort aufgezeichneten Gesprächen kaum diskutiert, sie kam 
jedoch bei Schewardnadses Treffen am 12. Februar mit seinem britischen Amtskollegen Doug-
las Hurd zur Sprache. „Das wichtigste Mitglied des Warschauer Paktes“, so wird der sowjetische 
Außenminister zitiert, „ist die DDR. Wenn sie aufhört zu existieren, werden die sowjetischen 
Truppen aus Ungarn und der Tschechoslowakei abgezogen werden. Auch Polen wird sie nicht 
wollen. Welchen Zweck hätte dann der Warschauer Pakt?“ Dies muss vor dem Hintergrund der 
Tatsache interpretiert werden, dass die sowjetische Regierung zu diesem Zeitpunkt die Wieder-
vereinigung und damit das Verschwinden der DDR als unvermeidlich ansah (obwohl sie immer 
noch hoffte, den Prozess hinauszuzögern). Der britische Bericht über dieses Treffen zeigt einen 
„melancholischen und fatalistischen“ Schewardnadse, der die deutsche Wiedervereinigung als 
unvermeidlich akzeptierte und voraussagte, dass die sowjetischen Truppen aus dem vereinigten 
Deutschland abgezogen würden und der Warschauer Pakt dann verschwinden würde.[31] 

Viele andere Beweise, von denen einige erst vor kurzem ans Licht gekommen sind, deuten in 
die gleiche Richtung. Das Thema kam beispielsweise auf einer Sitzung des sowjetischen Polit-
büros am 2. Januar 1990 zur Sprache; die Mitglieder des Politbüros, so einer der wichtigsten 
Mitarbeiter Gorbatschows, „begriffen, dass das ‚sozialistische Lager‘ verschwunden war“.[32] 
Anatoli Tschernjajew, einer von Gorbatschows engsten Beratern, notierte später im selben Mo-
nat in seinem Tagebuch: „Osteuropa stößt sich völlig von uns ab, und wir können nichts mehr 
tun […]. Die kommunistische Bewegung zerbröckelt überall.“[33] 

Doch all dies war von Anfang an ziemlich klar. Bereits im September 1989, zwei Monate vor 
dem Fall der Berliner Mauer , war die Central Intelligence Agency der Ansicht, dass die neue 
demokratische Regierung, die bald in Ungarn an die Macht kommen würde, wahrscheinlich „in 
zunehmenden Maße auf dem Abzug aller sowjetischen Truppen vom ungarischem Territorium 
bestehen“ würde; im November war die CIA der Meinung, dass „mit ziemlicher Sicherheit“ jede 
demokratisch gewählte Regierung in diesem Land „den Rückzug aus dem Warschauer Pakt früh-
zeitig auf die Tagesordnung mit der UdSSR setzen“ würde.[34] Am Ende des Jahres 1989 be-
richteten die Zeitungen, dass „die Reihen des Warschauer Paktes möglicherweise aufbrechen. 
Plötzlich scheint ein sowjetischer Rückzug aus Osteuropa eine reale Möglichkeit zu sein“.[35] 
Die Ungarn und Tschechen drängten, wie sich bald herausstellte, auf einen Abzug der sowjeti-
schen Truppen von ihrem Gebiet. Am 19. Januar 1990 berichtete die Washington Post, dass „un-
garische und polnische Führer heute sagten, dass sie den Abzug aller sowjetischen Truppen in 
einem oder zwei Jahren aus ihren Ländern wollen, was die immer schneller werdende Auflösung 
des Warschauer Paktes als Militärbündnis unterstreicht“.[36] Die Sowjets erklärten sich bald 
darauf im Grundsatz bereit, ihre Streitkräfte aus der Tschechoslowakei und Ungarn abzuziehen, 
und Anfang März wurden entsprechende formelle Vereinbarungen unterzeichnet.[37] 

Die Bedeutung all dessen war zu diesem Zeitpunkt hinreichend klar. Der Titel eines Artikels, 
der am 4. Februar 1990 in der Washington Post erschien, nur wenige Tage bevor Baker in Mos-
kau eintreffen sollte, ist dafür ein guter Indikator: „Warschauer Pakt – Endspiel: In Osteuropa ist 
das Militärbündnis tot“.[38] Mark Kramer selbst hatte 2005 festgestellt, bedeuteten diese Ereig-
nisse in Osteuropa „im Februar und März 1990“ – die Tatsache, dass die Sowjets unter Druck 
zugestimmt hatten, ihre Streitkräfte bis Mitte 1991 aus Ungarn und der Tschechoslowakei abzu-
ziehen, und die Tatsache, dass „die Zukunft der sowjetischen Streitkräfte in Polen und Ost-
deutschland ebenfalls in Frage stand“ –, dass „es keinen Zweifel mehr daran gab, dass der War-
schauer Pakt sich auflöste“.[39] Dies ist weit entfernt von seiner späteren Behauptung, dass zum 
Zeitpunkt von Bakers Besuch in Moskau im Februar „die sowjetische Führung noch sehr zuver-
sichtlich war, dass der Warschauer Pakt überleben würde“. 
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Und obwohl die Osteuropäer anstrebten, den Warschauer Pakt zu verlassen, soll das für die 
sowjetische Führung kein Hinweis darauf gewesen sein, dass sie möglicherweise der NATO 
beitreten wollten? Gorbatschow erklärte später, dass dies damals einfach kein Thema war. „Das 
Thema ‚NATO-Erweiterung‘“, sagte er 2014 in einem Interview, „wurde überhaupt nicht disku-
tiert, und es wurde in jenen Jahren auch nicht zur Sprache gebracht. Ich sage das mit voller 
Verantwortung. Kein einziges osteuropäisches Land hat das Thema angesprochen, auch nicht 
nach dem Ende des Warschauer Pakts 1991.“[40] 

Es stimmt jedoch nicht, dass „kein einziges osteuropäisches Land die Frage“ eines NATO-
Beitritts in dieser Zeit aufgeworfen hat. Die Idee wurde vielmehr von führenden osteuropäischen 
Politikern bei Treffen mit dem stellvertretenden Außenminister Lawrence Eagleburger Ende 
Februar 1990, nur wenige Tage nach den Baker-Zusicherungen an Moskau, zur Sprache ge-
bracht; einer von ihnen, Ungarns Außenminister Gyula Horn, äußerte sich damals sogar öffent-
lich in diesem Sinne.[41] Die Osteuropäer drängten freilich nicht allzu lautstark auf dieses 
Thema. Wie alle anderen waren auch sie besorgt, dass ein zu schnelles Vorgehen Gorbatschows 
Position innerhalb der sowjetischen Führung untergraben könnte und dass im Falle seines Stur-
zes alles verloren wäre. Aber es war klar genug, was sie vorhatten. Wie Helmut Kohl im Mai 
gegenüber Präsident Bush erklärte, hatte der sowjetische Führer „große Probleme. Seine osteu-
ropäischen Verbündeten sagen, dass sie in der NATO sein wollen“.[42] Und tatsächlich erklärte 
auch Gorbatschow selbst dem französischen Präsidenten François Mitterrand in demselben Mo-
nat, dass er Baker gesagt habe: „Wir sind uns Ihrer wohlwollenden Haltung gegenüber der von 
einer Reihe von Vertretern osteuropäischer Länder geäußerten Absicht bewusst, aus dem War-
schauer Pakt auszutreten und anschließend der NATO beizutreten.“ In diesem Zusammenhang 
habe er seinen berühmten Vorschlag gemacht, auch die UdSSR in die NATO aufzunehmen.[43] 

All dies sollte nicht sehr überraschend sein. Nachdem die Polen, Tschechen, Ungarn und an-
dere ihre Unabhängigkeit wiedererlangt hatten, waren sie zwangsläufig um ihre Sicherheit be-
sorgt, da der künftige Kurs der sowjetischen Politik überhaupt nicht klar war. Zumindest war, 
wie französische Beamte ihren deutschen Kollegen im Februar 1990 mitteilten, ein „Zusammen-
bruch des Warschauer Paktes absehbar“.[44] Es mussten also neue Sicherheitsvereinbarungen 
für die Region getroffen werden, und es war nur natürlich, dass die Osteuropäer ein gewisses 
Sicherheitsverhältnis zu den Westmächten und insbesondere zu den Vereinigten Staaten auf-
bauen wollten – und sie begannen bereits vor Bakers Reise nach Moskau, sich in diese Richtung 
zu äußern.[45] Wie Mary Sarotte feststellt, bedeutete dies, dass sich die westlichen Regierungen 
mit „bedeutenden Fragen über die Zukunft der europäischen Sicherheit und der NATO, sowohl 
in Osteuropa als auch in einem neu vereinigten Deutschland“ befassen mussten.[46] 

Und es hat sich herausgestellt, dass US-Beamte bereits über diese Fragen nachdachten. Sarotte 
entdeckte zu ihrer Überraschung, dass das Thema „bereits im Februar 1990“ aufkam.[47] Joshua 
Shifrinson hat seinerseits einige wichtige neue Archivalien ausgegraben, aus denen hervorgeht, 
dass die Frage der künftigen Sicherheitslage in Osteuropa schon früher in den Köpfen wichtiger 
Beamter war. Der nationale Sicherheitsberater des Präsidenten, Brent Scowcroft, war bereits im 
Dezember 1989 besorgt über ein „Machtvakuum“ in Osteuropa; er befürwortete daher „eine viel 
robustere und konstruktivere Rolle der USA in der Mitte Europas“. Zwei weitere NSC-Beamte, 
Robert Hutchings und Robert Blackwill, verfassten im darauf folgenden Monat ein Memo an 
Scowcroft, in dem sie für eine „starke Präsenz der USA in Osteuropa“ plädierten.[48] Und es 
gibt einige Anzeichen dafür, dass bestimmte wichtige politische Entscheidungsträger bereits 
über die Aufnahme der Osteuropäer in die NATO nachzudenken begannen. Robert Zoellick, ein 
hoher Beamter des Außenministeriums und einer der wichtigsten Berater Bakers in diesen Fra-
gen, erinnerte sich später daran, dass er „die Möglichkeit eines NATO-Beitritts Polens und an-
derer Staaten vorwegnahm“, und Zoellick scheint sich dabei auf die Zeit Anfang 1990 bezogen 
zu haben, als die Politik der Vereinigten Staaten in diesem Bereich ausgearbeitet wurde.[49] 

Natürlich konnte zu diesem Zeitpunkt niemand mit Sicherheit vorhersagen, wie die Politik der 
USA auf diesem Gebiet aussehen würde. Hier geht es jedoch nur darum, dass eines der Haupt-
argumente, die Zusagen von James Baker könnten nichts mit Osteuropa zu tun gehabt haben – 
nämlich, dass damals überhaupt niemand über diese größeren Fragen nachgedacht habe – von 
den Beweisen einfach nicht gestützt wird. Da allerdings später behauptet wurde, die Zusicherun-
gen könnten unmöglich etwas mit Osteuropa zu tun gehabt haben, da zu jenem Zeitpunkt ja 
niemand an einen baldigen Zusammenbruch des Warschauer Paktes geglaubt habe, deutet die 



 

7 

Tatsache, dass die Tage des Paktes gezählt waren und man davon auch ausging, darauf hin, dass 
die Zukunft Osteuropas sehr wohl in den Köpfen war, als die zitierten Zusicherungen Anfang 
Februar 1990 gegeben wurden – und dass sich diese Zusicherungen daher sehr wohl direkt auf 
das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes bezogen haben könnten. 

Für die Zwecke dieser Analyse ist ein solches „könnten“ jedoch nicht beweiskräftig genug, 
und es ist daher wichtig zu fragen, ob Baker und Genscher bei den Zusagen vom Februar tat-
sächlich Osteuropa als Ganzes im Blick hatten. Und an diesem Punkt kommt das zweite grund-
legende Argument derjenigen ins Spiel, die bestreiten, dass solche umfassenden Zusagen ge-
macht wurden. Dabei handelt es sich um das Argument, dass bei den Gesprächen über die deut-
sche Wiedervereinigung im Jahr 1990 nie die gesamte Frage Osteuropas zur Sprache kam, so 
dass Baker und Genscher bei ihren Äußerungen darüber – die Zuständigkeit der NATO würde 
sich nicht nach Osten verlagern – nur von Ostdeutschland gesprochen haben und sich nicht auf 
Osteuropa als Ganzes bezogen haben können. Entsprechende westliche Darstellungen sind weit 
verbreitet. So untermauert zum Beispiel Mark Kramer seine Behauptung, es seien nie Zusagen 
„über die Rolle der NATO gegenüber“ dem gesamten Warschauer-Pakt-Gebiet gemacht worden, 
mit der Feststellung, dass „die Frage während der Verhandlungen über die deutsche Wiederver-
einigung in der Tat nie zur Sprache kam und die damalige sowjetische Führung dies auch nie 
behauptete“.[50] Und Hannes Adomeit führt für seine grundsätzliche Behauptung, die Baker-
Zusicherungen hätten sich nur auf Ostdeutschland und nicht auf Osteuropa insgesamt bezogen, 
eine Bemerkung ins Feld, die Horst Teltschik, einer der wichtigsten Berater Kohls, 2018 gemacht 
hat: „Ich habe 1989/90 an allen Gesprächen von Bundeskanzler Kohl mit Bush, Baker, Mitter-
rand, Thatcher und Gorbatschow auf den verschiedenen NATO-, EU- und G7-Gipfeln teilge-
nommen. Von einer NATO-Erweiterung über Deutschland hinaus war zu keinem Zeitpunkt die 
Rede. Verhandelt wurde über den Übergangsstatus der ehemaligen DDR und Berlins, solange 
sowjetische Streitkräfte in der DDR stationiert waren.“[51] 

In der Tat hatte Gorbatschow selbst (im Widerspruch zu seinen früheren Aussagen) im Jahr 
2014 genau das Gleiche gesagt. Auf die Frage eines Interviewers, ob er glaube, dass seine west-
lichen Partner ihn belogen hätten, als sie ihm 1990 versprachen, die NATO werde sich nicht 
nach Osten ausdehnen, antwortete er, nein, dieses Thema sei in seinen Gesprächen mit den west-
lichen Führern nie zur Sprache gekommen. Das einzige Thema, das sie behandelt hätten, sei die 
Frage der Ausdehnung der militärischen Strukturen der NATO auf Ostdeutschland gewesen; die 
Baker-Erklärung, auf die der Interviewer angespielt hatte, wurde „in diesem Zusammenhang ab-
gegeben“.[52] Gorbatschow schien hier also den entscheidenden Punkt zuzugeben, und es ist 
kaum verwunderlich, dass diese Äußerungen von denjenigen als „schlagender Beweis“ behan-
delt wurden, die behaupten, dass sich die Zusicherungen, die den Russen 1990 gegeben wurden, 
nur auf Ostdeutschland und nicht auf Osteuropa insgesamt bezogen.[53] 

Was ist nun von dieser ganzen Argumentation zu halten? Zunächst einmal ist es richtig, dass 
sich die Diskussionen im Wesentlichen um Deutschland drehten und dass die osteuropäischen 
Länder kaum erwähnt wurden. Aber folgt daraus notwendigerweise, dass sich die Zusicherungen 
von Baker und Genscher nur auf Ostdeutschland bezogen? Vielleicht wurde Osteuropa nie erör-
tert, und die Zusicherungen wurden im Zuge einer Diskussion über Deutschland gegeben, aber 
könnten sie sich nicht trotzdem auf das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes bezogen haben? 
Denn nehmen wir einmal an, dass sie sich auf Osteuropa insgesamt beziehen sollten, und dass 
die Sowjets das Gesagte dann einfach zur Kenntnis genommen und in ihre allgemeineren Über-
legungen über das weitere Vorgehen einbezogen haben. In diesem Fall wäre eine tatsächliche 
Erörterung der Frage gar nicht erforderlich gewesen, aber die Zusicherungen könnten immer 
noch berechtigterweise so ausgelegt werden, dass sie auch für das gesamte Gebiet östlich der 
Oder-Neiße-Linie gelten sollten. Das allein beweist natürlich noch nicht, dass die Zusicherungen 
in diesem Sinne zu interpretieren sind. Das bedeutet nur, dass die Tatsache, dass Osteuropa nicht 
erörtert wurde – für sich genommen – nicht beweist, dass sich die Zusicherungen nur auf den 
östlichen Teil des bald wiedervereinigten deutschen Staates bezogen. Ob dies nun der Fall war 
oder ob die Zusicherungen auch für Polen und die anderen Warschauer-Pakt-Staaten galten, ist 
daher als Problem weiter zu untersuchen. Diese Frage kann auch nicht einfach mit dem Hinweis 
abgetan werden, dass es bei den Gesprächen im Wesentlichen um Deutschland ging und dass 
das gesamte Thema Osteuropa nie zur Sprache kam. 
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Welches Licht werfen dann die Belege auf das, was die westlichen Führer im Sinn hatten, als 
sie davon sprachen, die Zuständigkeit der NATO nicht nach Osten auszudehnen? 

Im Falle Genschers besteht kaum ein Zweifel, dass er an Osteuropa als Ganzes dachte. Das 
geht aus seiner Tutzinger Rede vom 31. Januar 1990 eindeutig hervor. Wie bereits erwähnt, deu-
tet schon der Wortlaut seiner dortigen Zusicherung, dass was „immer im Warschauer Pakt ge-
schieht, eine Ausdehnung des NATO-Territoriums nach Osten, das heißt, naher an die Grenze 
der Sowjetunion heran, wird es nicht geben“, darauf hin, dass er an ein mögliches Auseinander-
brechen des Warschauer Pakts gedacht hat; das wiederum zeigt mit hoher Wahrscheinlichkeit, 
dass die Zusicherung für das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes gelten sollte. Damit wolle 
er es den Sowjets leichter machen, einer Wiedervereinigung Deutschlands zu Bedingungen zu-
zustimmen, die der Westen akzeptieren könne, so der Minister weiter: „Diese Garantie wird für 
die Sowjetunion und ihre Haltung von Bedeutung sein.“ Dann wies er erneut auf Osteuropa als 
Ganzes hin: „Der Westen muss sich von der Erkenntnis leiten lassen, dass die Veränderungen in 
Osteuropa und der deutsche Einigungsprozess die sowjetischen Sicherheitsinteressen nicht ge-
fährden dürfen.“[54] In privaten Gesprächen mit britischen und italienischen Staatsoberhäuptern 
war Genscher sogar noch deutlicher. Gegenüber beiden Regierungen erklärte er kategorisch, dass 
die Zusicherungen der Nichterweiterung der NATO nicht nur für Ostdeutschland, sondern auch 
für Osteuropa insgesamt gelten würden.[55] 

Was Genscher allerdings während seines Treffens mit Baker am 2. Februar 1990, zwei Tage 
nach seiner Tutzinger Rede, und unmittelbar danach sagte, war noch wichtiger. Die beiden Au-
ßenminister sollten etwa eine Woche später nach Moskau reisen, und es war wesentlich sicher-
zustellen, dass beide mit einer Stimme sprechen würden. Einem Telegramm zufolge, das über 
das Treffen auf Bakers Bitte an Vernon Walters, den damaligen US-Botschafter in Bonn, ge-
schickt wurde, „bestätigte Genscher, dass die Neutralität eines vereinigten Deutschlands nicht in 
Frage kommt. Das neue Deutschland würde in der NATO bleiben, weil die NATO ein wesentli-
cher Baustein für ein neues Europa ist. Mit dieser Aussage bekräftigte Genscher die Notwendig-
keit, den Sowjets zu versichern, dass die NATO ihren territorialen Geltungsbereich weder auf 
das Gebiet der DDR noch auf andere Gebiete in Osteuropa [Hervorhebung – M.T.] ausdehnen 
werde. (Er äußerte sich so nach dem Treffen gegenüber der Presse.)“[56] Und was genau hatte 
Genscher den Journalisten gesagt? Aus dem offiziellen Protokoll des US-Außenministeriums 
über die Pressekonferenz geht eindeutig hervor, dass aus Genschers Sicht die Zusage der 
Nichterweiterung der NATO nicht nur für Ostdeutschland, sondern für ganz Osteuropa gelten 
sollte: 

„GENSCHER: Vielleicht darf ich hinzufügen, wir waren uns völlig einig, dass es keine Ab-
sicht gibt, das NATO-Verteidigungs- und Sicherheitsgebiet nach Osten auszudehnen. Das gilt 
nicht nur für die DDR, die wir uns nicht einfach einverleiben wollen, sondern das gilt ebenfalls 
für alle anderen Staaten im Osten [Hervorhebung – M.T.]. Wir erleben zurzeit dramatische Ent-
wicklungen im gesamten Osten, im COCOM (Coordinating Commitee for East West Trade Po-
licy der NATO-Staaten für Embargomaßnahmen gegenüber dem Osten, möglicherweise hier 
aber ein Protokollfehler, denn Sinn an dieser Stelle ergäbe nur ein Verweis auf COMECON, den 
Wirtschaftsverbund der Ostblockstaaten – der Übersetzer) und im Warschauer Pakt. Ich denke, 
es ist Teil dieser Stabilitätspartnerschaft, die wir dem Osten anbieten können, dass wir klar und 
deutlich machen, dass, was auch immer innerhalb des Warschauer Paktes geschieht, auf unserer 
Seite keine Absicht besteht, unser Verteidigungsgebiet – das Gebiet der NATO – nach Osten 
auszudehnen.“[57] 

Und das ist noch nicht alles. Man kann sich sogar einen Ausschnitt aus einer Videoaufzeich-
nung der Pressekonferenz ansehen, der Genschers Ausführungen enthält: „Wir [gemeint sind er 
und Baker] waren uns einig, dass nicht die Absicht besteht, das NATO-Verteidigungsgebiet aus-
zudehnen nach Osten. Das gilt im Übrigen nicht nur für die DDR, die wir da nicht einverleiben 
wollen, sondern das gilt ganz generell. – [Hervorhebung – M.T.].“[58] Man kann sehen, wie 
Baker an Genschers Seite steht, als der diese Erklärung abgibt. Demgegenüber ist auch heute 
noch üblich, dass ehemalige Beamte und andere Beobachter auf die „vagen mündlichen Zusi-
cherungen“ verweisen, die den Russen „von hochrangigen westlichen Politikern gegeben wur-
den, dass die NATO nicht erweitert würde“ – auch auf „zweideutige Dinge“, die „von westlichen 
Politikern sowohl privat als auch öffentlich gesagt wurden“.[59] Es ist jedoch schwer vorstellbar, 
wie Genscher noch deutlicher hätte ausdrücken sollen, was er im Sinn hatte.[60] 
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Genschers Äußerungen an Bakers Seite sind nicht nur deshalb wichtig, weil sie bestätigen, 
was bereits aus der Tutzinger Rede deutlich genug geworden war, dass nämlich für den deut-
schen Außenminister die „Garantie“ (um den Begriff zu verwenden, den Genscher selbst in 
Tutzing verwendet hatte) für das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes gelten sollte. Noch 
wichtiger ist, was sich daraus hinsichtlich der Haltung Bakers ergibt. Denn Genscher machte 
deutlich, dass er sowohl für sich selbst als auch für den US-Außenminister sprach – die Verwen-
dung des Wortes „wir“ verdeutlicht dies – und dieser Sachverhalt wird zusätzlich dadurch un-
terstrichen, dass Baker an Genschers Seite stand, als der diese Worte aussprach. Es ist auch be-
merkenswert, dass in dem erwähnten Telegramm an Vernon Walters Genschers Bemerkung 
„und auch sonst nirgendwo in Europa“ zitiert wurde und nichts darüber vermerkt wurde, dass 
die US-Regierung diese Ansicht nicht teile. Auch das US-Außenministerium selbst gab keine 
Klarstellung heraus, in der es darauf hinwies, dass Genscher nur für sich selbst gesprochen hätte, 
als er diese Bemerkung machte, und dass die US-Regierung seine diesbezüglichen Ansichten 
nicht unbedingt teilte. Man kann also davon ausgehen, dass Baker damit einverstanden war, dass 
die Zusicherung der Nichtausdehnung der NATO für das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes 
galt, zumal die Abgabe einer solchen Zusicherung von Anfang an dem grundsätzlichen Ansatz 
des US-Außenministers in dieser Frage entsprach.[61] 

Die Zusicherungen, die Baker und Genscher den sowjetischen Führern bei ihren aufeinander 
folgenden Besuchen in Moskau etwa eine Woche später gaben, müssen im Lichte dessen inter-
pretiert werden, was am 2. Februar gesagt worden war. Und das wäre selbst dann zutreffend, 
wenn der unwahrscheinliche Fall vorläge, dass die Aussage Genschers auf der Pressekonferenz 
über die Gültigkeit der Zusicherungen für das Warschauer Pakt-Gebiet insgesamt von Gor-
batschow und Schewardnadse nicht zur Kenntnis genommen worden wären. 

Selbst wenn dies der Fall wäre, stellt sich trotzdem die Frage, ob russische Repräsentanten 
(und bestimmte westliche Wissenschaftler und ehemalige Beamte) die Zusicherungen Jahre spä-
ter zu Recht so interpretierten, dass sie Osteuropa als Ganzes meinten, und die Antwort auf diese 
Frage hängt einzig und allein davon ab, worauf sich Baker und Genscher damals bezogen. 

Was also haben Baker und Genscher den sowjetischen Führern in Moskau am 9. und 10. Feb-
ruar gesagt? Die Schlüsselfrage ist auch hier wiederum, ob sich die Zusicherungen, die zuerst 
Baker und dann Genscher gaben, sich speziell auf Ostdeutschland oder auf Osteuropa insgesamt 
bezogen. 

Zunächst ist festzustellen, dass der Kontext, in dem diese Zusicherungen gemacht wurden, 
recht allgemein war. Bei seinen Treffen mit Gorbatschow und Schewardnadse ging es Baker 
nicht um die relativ enge Frage des militärischen Status‘ des noch ostdeutschen Territoriums, 
sondern um die viel grundsätzlichere Frage, welchen Platz Deutschland in der Welt nach dem 
Kalten Krieg einnehmen sollte. Bei seinem Treffen mit Schewardnadse am Morgen des 9. Feb-
ruar wies Baker beispielsweise darauf hin, wie wichtig es sei, den wiedervereinigten deutschen 
Staat in der NATO zu verankern; andernfalls würde Deutschland „zweifellos seine eigenen un-
abhängigen nuklearen Fähigkeiten erwerben“. Er sei sich jedoch darüber im Klaren, dass bei 
einem Verbleib Deutschlands in der NATO „natürlich eiserne Garantien gegeben werden müss-
ten, dass sich die Zuständigkeit oder die Streitkräfte der NATO nicht nach Osten verlagern wür-
den. Und dies müsste in einer Weise geschehen, die Deutschlands Nachbarn im Osten zufrieden 
stellen würde“.[62] Erst im weiteren Verlauf des Treffens trug er die Idee vor, dass der östliche 
Teil Deutschlands entmilitarisiert werden könnte und dass dort keine NATO-Truppen stationiert 
werden dürften. Dies zeigt übrigens, dass Baker kein Problem damit hatte, explizit über ostdeut-
sches Gebiet zu sprechen, wenn er es wollte. 

Auf dieses Treffen folgte am Nachmittag ein längeres Treffen mit Gorbatschow und Sche-
wardnadse, und die russischen und amerikanischen Berichte über dieses Treffen sind leicht zu-
gänglich. Beide lassen Baker fast dasselbe sagen, so dass man ziemlich sicher sein kann, dass 
diese Berichte korrekt sind. Auch hier wurden die Zusicherungen im Rahmen einer Diskussion 
über die grundlegende Frage gegeben, ob Deutschland ein neutraler Staat werden oder in der 
NATO bleiben sollte. Baker wies erneut auf die Probleme hin, die sich bei einem Austritt 
Deutschlands aus der NATO ergeben könnten; erneut betonte er, dass ein neutrales Deutschland 
nicht unbedingt ein friedliches Deutschland sein würde und dass die Deutschen, wenn sie nicht 
mehr unter dem Schutz der Vereinigten Staaten stünden, der Meinung sein könnten, sie müssten 
eine eigene nukleare Kapazität entwickeln. Bakers Hauptargument war, dass die Sowjets deshalb 
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den Verbleib Deutschlands in der NATO zulassen sollten. Er war sich darüber im Klaren, dass 
dies für die Sowjets schwer zu akzeptieren sein könnte, weil es eine gewisse Verschiebung des 
Ost-West-Machtgleichgewichts bedeutete. Um Gorbatschow und Schewardnadse die Zustim-
mung zu dieser Idee zu erleichtern, wollte Baker ihnen klarmachen, dass diese Verschiebung 
nicht zu weit gehen würde – zumindest lässt sich das aus der Tatsache ableiten, dass er unmit-
telbar nach der Darlegung seiner allgemeinen Ansichten darüber, warum es so wichtig sei, dass 
Deutschland in der NATO bliebe, die Zusicherungen skizzierte, die die Sowjets erhalten würden, 
wenn sie der Idee zustimmten: „Wir verstehen die Notwendigkeit von Zusicherungen für die 
Länder im Osten. Wenn wir eine Präsenz in einem Deutschland aufrechterhalten, das Teil der 
NATO ist, würde sich Zuständigkeit der NATO um keinen Zoll nach Osten ausdehnen.“[63] 

Baker kam später in der Sitzung auf denselben Punkt zurück, diesmal in Form einer Frage, 
und dieser Teil des Protokolls ist von großem Interesse. Er sprach über die „Welle der Emotio-
nen“ in Deutschland, die die innere Einigung des Landes bald zu einer vollendeten Tatsache 
machen würde. Aber es sei wichtig, „um des Friedens in der Welt willen alles zu tun, um externe 
Mechanismen zu entwickeln, die die Stabilität in Europa sichern“. Dann sprach er erneut das 
Grundproblem gegenüber Gorbatschow an: 

 
„BAKER: Ich möchte Ihnen eine Frage stellen, die Sie nicht sofort beantworten müssen. Ange-
nommen, die Wiedervereinigung findet statt, was würden Sie bevorzugen: ein vereinigtes 
Deutschland außerhalb der NATO, absolut unabhängig und ohne amerikanische Truppen; oder 
ein vereinigtes Deutschland, das seine Verbindungen zur NATO beibehält, aber mit der Garantie, 
dass sich die Rechtsprechung [sic – er sagte wahrscheinlich ‚der Zuständigkeitsbereich‘] oder 
die Truppen der NATO nicht östlich der gegenwärtigen Grenze ausbreiten werden? 
GORBATSCHOW: Wir werden über alles nachdenken. Wir beabsichtigen, alle diese Fragen 
auf der Führungsebene eingehend zu erörtern. Es versteht sich von selbst, dass eine Ausweitung 
der NATO-Zone nicht akzeptabel ist. 
BAKER: Wir sind damit einverstanden. 
GORBATSCHOW: Es ist durchaus möglich, dass in der Situation, wie sie sich jetzt darstellt, 
die Anwesenheit amerikanischer Truppen eine eindämmende Rolle spielen kann. Es ist möglich, 
dass wir, wie Sie sagten, gemeinsam darüber nachdenken sollten, dass ein vereinigtes Deutsch-
land nach Wegen suchen könnte, um wieder aufzurüsten und eine neue Wehrmacht zu schaffen, 
wie es nach Versailles geschah. Wenn Deutschland außerhalb der europäischen Strukturen steht, 
könnte sich die Geschichte in der Tat wiederholen. Das technologische und industrielle Potenzial 
erlaubt Deutschland, dies zu tun. Wenn es im Rahmen der europäischen Strukturen bestehen 
würde, könnte dieser Prozess verhindert werden. Über all dies muss nachgedacht werden. Vieles 
von dem, was Sie gesagt haben, scheint realistisch zu sein. Lassen Sie uns nachdenken. Es ist 
unmöglich, jetzt schon ein Fazit zu ziehen.“[64] 
 
Auch hier ist es wichtig, den Kontext zu beachten, in dem diese Zusicherung gegeben wurde. 
Baker sprach über die allgemeine Frage der „Sicherheit in Europa“. Es ging ihm nicht um die 
relativ enge Frage des künftigen militärischen Status des damaligen ostdeutschen Gebiets. Oder 
anders ausgedrückt: Hätte Baker über das Gebiet des Warschauer Paktes als Ganzes gesprochen, 
hätten seine Äußerungen in diesem Zusammenhang durchaus einen Sinn ergeben. Bakers Äuße-
rungen in einer Pressekonferenz, die er nach seinen Treffen mit Gorbatschow und Scheward-
nadse abhielt, sind ein weiterer wichtiger Pinselstrich in diesem Gesamtbild. Baker habe den 
sowjetischen Führern gegenüber erklärt, dass es die Ansicht seiner Regierung sei, dass die „äu-
ßeren Aspekte“ des deutschen Einigungsprozesses „mit gebührender Rücksicht auf die Sicher-
heitsbedenken der deutschen Nachbarn erfolgen sollten“, und er habe „angedeutet, dass die Ver-
einigten Staaten keine Neutralität für ein vereinigtes Deutschland befürworten; dass wir eine 
fortgesetzte Mitgliedschaft in oder Assoziierung mit der NATO befürworten und dass wir auch 
der Meinung sind, dass es keine Ausdehnung der NATO-Truppen nach Osten geben sollte, um 
die Sicherheitsbedenken der Menschen im Osten Deutschlands zu beschwichtigen“.[65] Auch 
hier wurde nicht versucht, deutlich zu machen, dass er nur von dem Gebiet sprach, das noch zu 
Ostdeutschland gehörte. Und die Besänftigung der Sicherheitsbedenken der östlichen Nachbarn 
Deutschlands, das heißt vor allem der UdSSR, hätte leicht als Ausschluss der NATO-Erweite-
rung auf Länder wie Polen verstanden werden können. 
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Da der Schwerpunkt der Gespräche vom 9. Februar auf den „äußeren Aspekten“ der deutschen 
Wiedervereinigung lag, war es nur natürlich, dass Baker und die sowjetische Führung vor allem 
die Auswirkungen der deutschen Wiedervereinigung auf das gesamte europäische Machtgefüge 
im Auge hatten. Da die Zusicherungen, eine NATO-Erweiterung nicht vorzunehmen, in diesem 
Zusammenhang gegeben wurden, sollten sie dahingehend verstanden werden, das heißt als Aus-
schluss von Entwicklungen, die sich zu drastisch auf das europäische Gleichgewicht auswirken 
würden, und dazu gehörte auch eine eventuelle Ausweitung des Zuständigkeitsbereichs der 
NATO auf Osteuropa. 

Baker hatte erkannt, dass die Sowjets „sehr nervös wegen der Entwicklungen in Mitteleuropa“ 
waren (ein Begriff, der sich vor allem auf die Tschechoslowakei, Ungarn und Polen bezog); eines 
der Dinge, die er ihnen im Austausch für ihre Bereitschaft, die Wiedervereinigung Deutschlands 
zu westlichen Bedingungen zu akzeptieren, geben konnte, war daher die Zusage, dass die NATO 
nicht in dieses Gebiet expandieren würde.[66] Angesichts der russischen „Nervosität“ würde 
eine solche Zusicherung in Moskaus Augen einen realen Wert haben. Wenn dies die grundle-
gende Botschaft von Baker am 9. Februar war, so wurde sie von Genscher, der am nächsten Tag 
mit den sowjetischen Führern zusammentraf, sicherlich noch verstärkt. Als er versicherte, dass 
es im Falle eines Verbleibs des vereinigten Deutschlands in der NATO keine Ausdehnung des 
NATO-Gebiets nach Osten geben würde, verwendete er dieselbe Formulierung ganz generell 
(„in general“) wie auf der gemeinsamen Pressekonferenz mit Baker und bei anderen Gelegen-
heiten. Die Frage, ob das vereinigte Deutschland in der NATO bleibe, sei eine schwierige Frage, 
sagte Genscher zu Schewardnadse, aber es sei für die Nachbarn Deutschlands besser, wenn 
Deutschland in die europäischen Strukturen eingebunden bleibe, und dazu zähle er eindeutig die 
NATO. Und wie Baker gab er in diesem Zusammenhang seine Zusicherung ab, die NATO nicht 
zu erweitern: „Für uns ist es ein fester Grundsatz: Die NATO wird nicht nach Osten erweitert 
werden […]. Und was die Nichterweiterung der NATO betrifft, so gilt das ganz generell.“[67] 
Es ist ganz klar, dass er mit „ganz generell“ meinte, dass die Zusicherung für ganz Osteuropa 
und nicht nur für Ostdeutschland galt – ein Punkt, der in dem Spiegel-Artikel, in dem dieses neue 
Beweisstück 2009 vorgestellt wurde, angesprochen und auch von Kristina Spohr in ihrem Artikel 
von 2012 angemerkt wurde.[68] 

In der Tat legte Spohr weitere Beweise vor, die zeigten, dass Genscher zu diesem Zeitpunkt 
ganz Osteuropa im Blick hatte. „Es ist bemerkenswert“, schrieb sie, dass Genscher bei seinem 
Treffen mit dem sowjetischen Außenminister „sich auf seine drei Tage zuvor gehaltene Potsda-
mer Rede berief (die Schewardnadse angeblich gelesen und an Gorbatschow weitergeleitet 
hatte). In Potsdam hatte Genscher vorgeschlagen, dass angesichts der osteuropäischen Entwick-
lungen, insbesondere der tschechoslowakischen und ungarischen Forderungen nach einem sow-
jetischen Truppenabzug, ‚die NATO einen wichtigen Beitrag zur Stabilität leisten könnte, wenn 
sie eine unmissverständliche Erklärung abgäbe: Was auch immer im Warschauer Pakt geschehen 
ist, eine Ausdehnung des NATO-Territoriums nach Osten, das heißt näher an die Grenzen der 
Sowjetunion, wird es nicht geben.‘“[69] 

In Anbetracht der Tatsache, dass sich Genscher eine Woche zuvor offensichtlich mit Baker 
auf eine gemeinsame Politik geeinigt hatte, sollten diese Erklärungen so interpretiert werden, 
dass sie nicht nur Genschers, sondern auch Bakers Denkweise widerspiegeln. Es ist schwer vor-
stellbar, dass Genscher solche ausdrücklichen Erklärungen abgegeben hätte, wenn er nicht in 
seinem langen Gespräch mit Baker eine Woche zuvor den deutlichen Eindruck gewonnen hätte, 
dass der US-Außenminister die Dinge ähnlich sah. Die grundsätzliche Schlussfolgerung scheint 
also unausweichlich: Soweit es Genscher und Baker betraf, sollten die Zusicherungen zur 
Nichterweiterung der NATO nicht nur für Ostdeutschland gelten, sondern für das gesamte Ge-
biet des Warschauer Paktes. 

Das mag ja alles stimmen, aber könnte man nicht auch sagen, dass das, was im Februar ver-
sprochen wurde, durch spätere Entwicklungen überholt wurde? Die Antwort lautet: Ja, aber nur 
zum Teil. Wenn die Zusicherungen für das Gebiet des Warschauer Paktes insgesamt galten, so 
galten sie insbesondere für das damalige ostdeutsche Gebiet, und soweit sie für dieses Gebiet 
galten, wurden sie eindeutig durch die Vereinbarungen ersetzt, die in den „2+4“-Verhandlungen 
später im selben Jahr ausgearbeitet und in dem im September unterzeichneten 2+4-Vertrag fest-
gelegt worden sind.[70] Dieser Teil der allgemeinen Zusicherung war „ausgegliedert“ worden 
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und wurde separat behandelt. Mit dieser einen Ausnahme blieben die Zusicherungen vom Feb-
ruar jedoch bestehen; soweit sie sich auf das übrige Gebiet des Warschauer Paktes bezogen, 
wurden sie durch nichts berührt oder ersetzt, was in den Gesprächen über die deutsche Wieder-
vereinigung vereinbart wurde. 

Aber vielleicht wurden sie durch Zugeständnisse ersetzt, die die Sowjets damals an anderer 
Stelle machten? So hat Mary Sarotte argumentiert, „dass Gorbatschow“ auf der Washingtoner 
Gipfelkonferenz mit US-Präsident Bush Ende Mai 1990 „als Antwort auf eine direkte Frage von 
Bush zugestanden hat, dass Nationen wählen können, welchen Militärbündnissen sie beitreten“; 
den sowjetischen Führer dazu zu bringen, dieses allgemeine Prinzip zu akzeptieren, war ihrer 
Ansicht nach „eine bedeutende Leistung der USA“. Und in der Tat, wenn Gorbatschow grund-
sätzlich zugestimmt hätte, dass Polen und die anderen bisherigen Ostblockstaaten das Recht hät-
ten, der NATO beizutreten, wäre dies sicherlich ein außergewöhnliches Zugeständnis seinerseits 
gewesen. Die meisten Belege deuten jedoch darauf hin, dass er zu diesem Zeitpunkt kein so 
weitreichendes Zugeständnis gemacht hat. Aus den Memoiren und den meisten frühen Inter-
viewberichten geht nämlich eindeutig hervor, dass sich Gorbatschows Zugeständnis nur auf die 
Frage bezog, ob der bald wiedervereinigte deutsche Staat das Recht habe, der NATO beizutreten, 
wenn er dies wolle, und die neuen Quellen, die Jahre später verfügbar wurden – insbesondere 
die sowjetischen Aufzeichnungen der Sitzung, auf der das Zugeständnis gemacht wurde –, be-
stätigen, dass diese Sicht der Dinge zutreffend ist. 

Schließlich sollte man auch bedenken, dass Gorbatschows Akzeptanz des Grundsatzes, dass 
Deutschland das Recht habe, im westlichen Bündnis zu bleiben, auf dem Washingtoner Gipfel 
zwar als großer Durchbruch angesehen wurde, dass es damals aber keineswegs klar war, ob Gor-
batschows Äußerungen eine grundlegende Änderung seiner Politik widerspiegelten. Mehr als 
einen Monat nach der Konferenz waren sich die US-Beamte nicht sicher, wie solide dieses Zu-
geständnis war. Erst im Juli, nach einem Treffen Helmut Kohls mit Gorbatschow in Südrussland, 
waren sie sicher, dass die Sowjets endgültig zugestimmt hatten, dass Deutschland in der NATO 
bleiben könnte. 

Das alles hatte aber nichts mit Osteuropa zu tun. Gorbatschow war zu jenem Zeitpunkt bereit, 
den Osteuropäern den Austritt aus dem Warschauer Pakt zu gestatten, wenn sie dies wollten, 
aber er stimmte nicht ausdrücklich zu, dass sie der NATO beitreten könnten.[71] 

Welche allgemeinen Schlussfolgerungen sind also aus der Analyse in diesem Abschnitt zu 
ziehen? Wir haben uns hier mit dem Argument befasst, dass die Februar-Zusagen nur für Ost-
deutschland und nicht für ganz Osteuropa galten, einem Argument, das in der Literatur durch 
zwei zentrale Behauptungen gestützt wird. Erstens wird behauptet, dass die westlichen Staats- 
und Regierungschefs bei der Erteilung von Zusicherungen über eine Nicht-Erweiterung der 
NATO unmöglich das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes im Auge gehabt haben konnten, 
weil eine NATO-Ausweitung in dieses Gebiet damals einfach kein Thema war. Vielmehr, so 
wurde argumentiert, waren insbesondere die Sowjets „sehr zuversichtlich“, dass der Warschauer 
Pakt überleben würde. Doch dieses Argument war nicht stichhaltig: Im Februar 1990 war klar, 
dass der Pakt zerfiel und dass die Osteuropäer bereits über neue Sicherheitsvereinbarungen unter 
Einbeziehung der NATO-Mächte nachdachten – und einige US-Beamte hatten bereits begonnen, 
sich mit dem Problem zu befassen. Ähnlich verhält es sich mit der zweiten zentralen Behauptung 
derjenigen, die darlegen, die Zusagen zur Nichtausweitung der NATO hätten sich nur auf das 
Gebiet der damaligen DDR bezogen: Da die Gespräche, bei denen diese Zusagen gegeben wur-
den, angeblich nur Deutschland betrafen und die Frage Osteuropas gar nicht zur Sprache kam, 
konnten bei diesen Treffen unmöglich Zusagen gemacht worden sein, die sich auf die gesamte 
Region bezogen. Mein Argument ist, dass, auch wenn das Gebiet des Warschauer Paktes in den 
Gesprächen nicht wirklich erörtert wurde, die Zusicherungen der Nichterweiterung der NATO 
durchaus für dieses Gebiet als Ganzes gegolten haben könnten; und dass man erkennen kann, 
was Genscher und Baker im Sinn hatten, wenn man sich die Protokolle ihrer Treffen mit den 
sowjetischen Führern genau ansieht und auch, was sie an anderen Orten gesagt haben, insbeson-
dere auf der gemeinsamen Pressekonferenz. Die Schlussfolgerung war, dass die Zusicherungen 
für das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes und nicht nur für Ostdeutschland gelten sollten. 
Und soweit sich die Zusicherungen auf das Gebiet jenseits der Ostgrenze der DDR bezogen, 
wurden sie durch nichts ersetzt, was auf dem Washingtoner Gipfel vereinbart wurde. 
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All dies bedeutet, dass die Zusagen vom Februar, soweit sie überhaupt verbindlich waren, 
auch nach dem Washingtoner Gipfel verbindlich blieben – allerdings nur insoweit, als sie sich 
auf das Gebiet östlich der Oder-Neiße-Linie bezogen. Ein Beamter des deutschen Auswärtigen 
Amtes drückte dies bei einem Treffen mit seinen britischen, französischen und amerikanischen 
Amtskollegen im März 1991 so aus: „Wir hatten während der 2+4-Verhandlungen deutlich ge-
macht, dass wir die NATO nicht nach Osteuropa ausdehnen würden“, so dass „wir daher Polen 
und den anderen nicht die Mitgliedschaft in der NATO anbieten konnten“.[72] Zumindest einige 
Beamte im Westen nahmen die ein Jahr zuvor gegebenen Zusicherungen also noch ernst. 

Ein bindendes Versprechen? 
 
Waren die Zusagen vom Februar für die Regierungen, die sie gegeben hatten, jemals wirklich 
bindend? Kristina Spohr betont, dass keine rechtsverbindlichen Zusagen gemacht worden seien, 
das heißt es wurden keine schriftlichen Vereinbarungen unterzeichnet, die die NATO an der 
Expansion nach Osteuropa hinderten. Und sie geht davon aus, dass die betreffenden Zusicherun-
gen, wenn sie rechtlich nicht bindend waren, in Wirklichkeit überhaupt nicht bindend waren.[73] 
Allerdings deutet Sarotte an, dass das ganze Problem auf einem Missverständnis beruhte: Die 
Sowjets glaubten, dass rein mündliche Absprachen ausreichten, während die Amerikaner der 
Meinung waren, dass sie sich nicht wirklich zu irgendetwas verpflichtet hätten, wenn keine 
schriftliche Vereinbarung unterzeichnet worden sei. Manchmal wiederum scheint sie der ameri-
kanischen Sichtweise zuzuneigen: Die Sowjets hätten die Amerikaner und die Deutschen dazu 
bringen können, ihnen schriftliche Garantien zu geben, dass die NATO nicht nach Osteuropa 
expandieren würde, aber sie haben das nicht getan, und infolgedessen wurde keine Vereinbarung 
getroffen. „Im Februar 1990 hätte die Sowjetunion für einen kurzen Moment ein Abkommen mit 
den Vereinigten Staaten schließen können, aber sie tat es nicht.“ Gorbatschow gelang es nicht, 
etwas schriftlich zu sichern, „und das Fenster schloss sich. Deutschland vereinigte sich und die 
NATO begann, sich nach Osten zu bewegen.“[74] Der Grundgedanke, dass die Zusagen vom 
Februar, da sie rein mündlich erfolgten, rechtlich nicht bindend gewesen seien und daher über-
haupt nicht bindend waren, ist in der Tat sehr verbreitet. Ich selbst [Marc Trachtenberg – der 
Übersetzer] habe Henry Kissinger im April 2017 auf einer Konferenz in Yale gehört, wie er 
diesen Standpunkt vertrat. 

Aber selbst wenn man der Auffassung ist, dass nur unterzeichnete Übereinkünfte rechtlich 
bindend sind – und diese Ansicht ist problematischer, als man denken mag[75] –, hat das eigent-
liche Problem hier wenig mit internationalem Recht zu tun. Jeder weiß, dass keine schriftlichen 
Vereinbarungen in Bezug auf Osteuropa jemals unterzeichnet wurden, und dennoch bleibt diese 
Frage aktuell, denn der eigentliche Vorwurf lautet, dass das, was US-Außenminister Baker selbst 
bei seinem Treffen mit Gorbatschow am 9. Februar als „Zusicherungen“ bezeichnete, moralisch 
oder politisch bindend war und dass der Westen die mündlichen Zusagen, die seine Führer da-
mals gemacht haben, nicht eingehalten hat. Und niemand glaubt wirklich, dass die Äußerungen 
hoher Beamter sie zu nichts verpflichten, solange diese nicht in einer unterzeichneten Vereinba-
rung festgehalten sind; wäre dies nämlich der Fall, wäre ein sinnvoller Austausch zwischen Spit-
zenbeamten kaum möglich. Es muss davon ausgegangen werden, dass das, was bei hochrangigen 
Treffen gesagt wird, wirklich politisches Gewicht hat; dass sich hohe Beamte zumindest bis zu 
einem gewissen Grad auf das verlassen können, was sie einander bei solchen Gelegenheiten sa-
gen; und dass es ihnen nicht freisteht, sich von den mündlichen Zusicherungen, die sie geben, 
einfach zu distanzieren, indem sie behaupten, diese seien rechtlich nicht bindend, weil nichts 
unterzeichnet worden sei. Andernfalls könnte mündlicher Austausch nicht annähernd die Rolle 
spielen, die ihm im internationalen politischen Leben tatsächlich zukommt. 

Diese Feststellung lässt sich mit vielen historischen Exempeln belegen. So verweist Shifrin-
son auf das Beispiel der kubanischen Raketenkrise.[76] Obwohl nie ein formelles Abkommen 
unterzeichnet wurde, betrachtete Präsident John F. Kennedy seine Zusage, die amerikanischen 
Jupiter-Raketen aus der Türkei abzuziehen, durchaus als verbindlich. Darüber hinaus betrachte-
ten die US-Regierung und auch die UdSSR die am Ende der Krise getroffene Vereinbarung über 
künftige sowjetische Militärlieferungen an Kuba noch Jahre später als verbindlich, ohne dass sie 
in einem eindeutigen, unterzeichneten, schriftlichen Abkommen festgeschrieben worden 
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war.[77] Das beste Beispiel für die Verbindlichkeit informeller Absprachen zwischen Staaten ist 
wohl die Tatsache, dass 1945 die mündlichen Zusagen über den Zugang des Westens zu Berlin 
durch die sowjetische Zone als ausreichend angesehen wurden. Präsident Franklin D. Roosevelt 
bestand nicht darauf, eine formelle, schriftliche Garantie für die Zugangsrechte der USA auszu-
handeln. Wie Gorbatschow 1990 scheint Roosevelt der Meinung gewesen zu sein, dass die sow-
jetisch-amerikanischen Beziehungen auf gegenseitigem Vertrauen beruhen müssten und dass das 
Bestehen auf schriftlichen Garantien als Beweis für Misstrauen gewertet würde und die Entwick-
lung der von ihm gewünschten Beziehungen erschweren könnte.[78] Wie sich herausstellte, wa-
ren die Zugangsrechte der USA durch eine mündliche Vereinbarung gesichert, die die amerika-
nischen und britischen Befehlshaber in Deutschland am 29. Juni 1945 mit ihrem sowjetischen 
Amtskollegen ausgearbeitet hatten. Etwa zehn Tage später folgte eine schriftliche Vereinbarung, 
die sich nicht auf Berlin, sondern auf Wien bezog; man ging jedoch davon aus, dass diese Ver-
einbarung auch für Berlin galt, „da die sowjetischen Vertreter in wiederholten Erklärungen ver-
sichert hatten, dass diese Grundsätze sowohl für Berlin als auch für Wien gälten“.[79] 

Die eigentliche Frage ist also nicht, ob mündliche Zusicherungen in irgendeiner Weise ver-
bindlich sind, sondern vielmehr, was den Grad ihrer Verbindlichkeit bestimmt. Und wenn man 
über diese Frage nachdenkt, kommen einem drei Gesichtspunkte in den Sinn: 

 Erstens – Die meisten Menschen würden zustimmen, dass eine Zusicherung umso 

verbindlicher ist, je ausdrücklicher sie ist. 

 Zweitens – Allgemein wird davon ausgegangen, dass Zusicherungen, die im Rah-
men einer gegenseitigen Vereinbarung – auch einer stillschweigenden – gegeben 

werden, verbindlicher sind als solche, die einseitig abgegeben werden. 

 Ein dritter Faktor hängt mit dem Kontext zusammen: Wenn es sich um eine „one-

off“ – also einmalige – Zusicherung handelt, um einen britischen Ausdruck zu ver-

wenden, wird sie im Allgemeinen als weniger verbindlich angesehen, als wenn sie 
Teil eines ganzen Netzes von Zusicherungen ist, die zu verschiedenen Zeiten von 

verschiedenen Personen gegeben wurden. 

Ich will damit allerdings nicht sagen, dass eine Zusicherung in allen drei Bereichen einen hohen 
Stellenwert haben muss, um als verbindlich zu gelten. Man könnte die Ansicht vertreten, dass 
sie nicht in allen oder auch nur in einem dieser Bereiche einen hohen Stellenwert haben muss, 
um als verbindlich zu gelten. Welche Auffassung man vertritt, hängt von der eigenen Theorie 
darüber ab, was eine verbindliche Verpflichtung ausmacht, eine Frage, die sich letztlich der his-
torischen Analyse entzieht. Aber man kann dennoch etwas Licht in die Angelegenheit bringen, 
indem man sich ansieht, wie gut die Zusagen vom Februar 1990 in jedem dieser drei Bereiche 
abschneiden. 

Und das grundlegende Ergebnis ist, dass sie im ersten und dritten Bereich einen hohen Stel-
lenwert haben, im zweiten jedoch keinen annähernd so hohen. Was den ersten Faktor betrifft, so 
ist klar, dass die Zusicherungen zwar nicht so explizit waren, wie sie hätten sein können, aber 
sie waren weitaus expliziter, als die meisten, die über dieses Thema geschrieben haben, bereit zu 
sein scheinen, anzuerkennen. Dies gilt insbesondere für die Aussagen auf der gemeinsamen Pres-
sekonferenz am 2. Februar: Genscher, an dessen Seite Baker stand, sagte den Reportern (laut 
offiziellem Protokoll), er und Baker seien sich „völlig einig, dass es keine Absicht gibt, den 
NATO-Verteidigungs- und Sicherheitsraum nach Osten auszudehnen“ und dass „das nicht nur 
für die DDR gilt, die wir uns nicht einfach einverleiben wollen, sondern das gilt ebenfalls für 
alle anderen Staaten im Osten“. Und Genscher wurde vielleicht noch deutlicher bei seinem Tref-
fen mit Schewardnadse eine Woche später. Im Protokoll heißt es dazu: „BM (Bundesminister 
Genscher) … Für uns stehe aber fest: Die NATO werde sich nicht nach Osten ausdehnen. … 
Was im übrigen die Nichtausdehnung der NATO anbetreffe, so gelte dieses ganz generell.“[80] 

Doch was lässt sich über den zweiten Bereich sagen, nämlich die Frage, ob so etwas wie eine 
Abmachung getroffen wurde? Diese Frage ist für unsere Zwecke von grundlegender Bedeutung, 
denn wenn die Zusicherungen im Gegenzug für ein bedeutendes sowjetisches Zugeständnis ge-
geben wurden, dann würden die meisten Menschen sie als verbindlicher ansehen, als wenn dies 
nicht der Fall gewesen wäre. Deshalb hat die Frage, ob es eine Abmachung gab, so sehr im 
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Mittelpunkt der Debatte gestanden. Und der erste Punkt, mit dem wir uns hier befassen müssen, 
ist die Frage, worum es bei der „Abmachung“, sofern es eine solche gab, gehen sollte. 

Es wird oft behauptet, dass die Sowjets im Gegenzug für die Nichterweiterungszusage zuge-
stimmt hätten, die Wiedervereinigung Deutschlands zuzulassen, aber das war keineswegs der 
Fall.[81] Die eigentliche „Abmachung“, die im Februar auf den Tisch gelegt wurde, hatte nichts 
damit zu tun, ob Deutschland wiedervereinigt werden würde, sondern zu welchen Bedingungen 
[Hervorhebung – der Übersetzer]. Die Sowjets hatten zu diesem Zeitpunkt bereits deutlich ge-
macht, dass sie bereit waren, die Wiedervereinigung Deutschlands zu akzeptieren.[82] Das „Ge-
schäft“, das Baker ihnen unterbreitete, bestand nun darin, dass er im Gegenzug für die Bereit-
schaft Moskaus, den wiedervereinigten deutschen Staat in der NATO zu belassen, versprach, 
dass die NATO nicht nach Osten erweitert würde. Man kann natürlich argumentieren, dass es 
sich dabei um ein bedingtes Angebot handelte, das automatisch zu einem „Geschäft“ wurde, 
sobald die Sowjets im Laufe des Jahres zustimmten, dass Deutschland als Ganzes im westlichen 
Bündnis bleiben konnte. Aber dieses Argument erscheint mir ein wenig gezwungen. Die Ver-
bindung zwischen den Zusicherungen der Nichterweiterung und der Entscheidung, dem wieder-
vereinigten Deutschland den Verbleib in der NATO zu gestatten, war etwas zu schwach, um 
sagen zu können, dass eine Abmachung getroffen worden sei. Allerdings waren sich die US-
Beamten darüber im Klaren, dass die beiden Fragen miteinander verknüpft waren. Baker bei-
spielsweise wies auf einer Pressekonferenz im Anschluss an seine Treffen mit der sowjetischen 
Führung am 9. Februar genau darauf hin. „Was ich damit sagen will“, äußerte er den Reportern 
gegenüber, „ist, dass wir unter den Bedingungen einer fortgesetzten deutschen Mitgliedschaft in 
der NATO die DDR als Teil dieser Mitgliedschaft haben werden. Das ist, zumindest in den Au-
gen der Vereinigten Staaten, nicht möglich, ohne dass es irgendeine Art von Sicherheitsgarantie 
für die NATO-Truppen gibt, die sich nach Osten bewegen, oder für die Zuständigkeit der NATO, 
die sich nach Osten bewegt.“[83] 

Aber zu sagen, dass die Amerikaner verstanden haben, dass die beiden Fragen miteinander 
verbunden sind, ist nicht ganz dasselbe wie zu sagen, dass tatsächlich eine Vereinbarung getrof-
fen wurde, die die beiden Fragen miteinander verbindet. 

Die eigentliche Frage, die sich hier stellt, hat nichts mit den Ansichten der USA zu tun, son-
dern eher mit der sowjetischen Sichtweise. Haben die Sowjets tatsächlich verstanden, was ihnen 
angeboten wurde? Verstanden sie insbesondere, dass sich die Zusicherungen, die ihnen gegeben 
wurden, nicht nur auf Ostdeutschland, sondern auf Osteuropa als Ganzes bezogen? Da wir keine 
besonders guten direkten Hinweise zu diesem Thema haben, müssen wir damit beginnen, zu 
überlegen, welche Schlussfolgerungen Gorbatschow und Schewardnadse in Anbetracht des da-
maligen Wissensstandes hätten vernünftigerweise ziehen können. Angesichts der Tatsache, dass 
Baker und Genscher in der darauffolgenden Woche nach Moskau kommen sollten, um diese 
Fragen zu erörtern, kann man sich vorstellen, dass die sowjetische Führung wohl genau darauf 
geachtet haben wird, was die beiden westlichen Außenminister in der Öffentlichkeit sagten, und 
insbesondere auf das, was Genscher auf der gemeinsamen Pressekonferenz am 2. Februar dar-
über gesagt hatte, dass die Nichterweiterungszusicherung allgemeiner Natur sei und nicht nur 
für Ostdeutschland gelte. Diese Äußerungen sind dann wohl von besonderem Interesse gewesen, 
da Genscher gesagt hatte, er spreche sowohl für sich selbst als auch für Baker, was durch die 
Tatsache unterstrichen wurde, dass Baker direkt neben ihm stand, als er sprach. Die Sowjets 
hatten dann wohl auch zur Kenntnis genommen, was Genscher in seiner Potsdamer Rede sagte, 
die er unmittelbar nach seinem Treffen mit Baker und kurz vor seinem Besuch in Moskau 
hielt.[84] Diese Rede dürfte wichtig gewesen sein, nicht, weil sie etwas Neues enthielt – die 
Schlüsselpassage war fast identisch mit der entsprechenden Passage in der Tutzinger Rede –, 
sondern weil sie gehalten wurde, nachdem Genscher sich (vermutlich) mit Baker in Washington 
auf eine gemeinsame Politik geeinigt hatte, und somit etwas über die Politik der USA zu diesem 
Zeitpunkt verriet. Und was Baker am 9. Februar sowohl bei seinen Treffen mit Schewardnadse 
und Gorbatschow als auch auf der Pressekonferenz nach diesen Treffen sagte, deutete ebenfalls 
stark darauf hin, dass sich die Zusicherungen nicht nur auf Ostdeutschland, sondern auf Osteu-
ropa insgesamt bezogen. Weder die Art und Weise, wie diese Zusicherungen formuliert waren, 
noch der Kontext, in dem sie gegeben wurden, ließen darauf schließen, dass sie nur für das noch 
ostdeutsche Gebiet gelten sollten; wenn Baker gewollt hätte, dass sie nur für Ostdeutschland 
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gelten sollten, hätte er dies sehr leicht deutlich machen können. Und Genschers explizite Aus-
sage bei seinem Treffen mit Schewardnadse am 10. Februar, dass die Nichterweiterungszusiche-
rung ganz allgemein gelte – also für das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes – ist wohl auch 
deshalb wichtig, weil man davon ausgehen konnte, dass der deutsche Außenminister nach sei-
nem Treffen mit Baker nicht nur für sich selbst, sondern zumindest bis zu einem gewissen Grad 
auch für die US-Regierung sprach. 

Man kann sich vorstellen, dass all dies von der sowjetischen Führung zur Kenntnis genommen 
worden sein dürfte. Tatsächlich sagte Schewardnadse (wie Kristina Spohr in einer der oben zi-
tierten Passagen hervorgehoben hatte) zu Genscher bei ihrem Treffen am 10. Februar direkt, dass 
er die Potsdamer Rede gelesen und an Gorbatschow weitergeleitet habe. In Anbetracht dessen, 
dass die sowjetische Führung wusste, was in Osteuropa vor sich ging, und in Anbetracht der 
Tatsache, dass sie sich zwangsläufig Gedanken über die Zukunft dieser Region machte, hat sie, 
so ist anzunehmen, natürlich sehr genau darauf geachtet, was bei all diesen Gelegenheiten über 
die Zukunft des Warschauer Paktgebiets gesagt oder angedeutet wurde – eine Frage, die, wie 
Mark Kramer selbst gezeigt hat, genau zu diesem Zeitpunkt für die höchsten sowjetischen Offi-
ziellen zu einem wichtigen Anliegen zu werden begann.[85] Und wenn Gorbatschow und Sche-
wardnadse diese Dinge verstanden und die Zusicherungen so interpretiert haben, dass sie sich 
auf das gesamte Gebiet des Warschauer Paktes beziehen, dann hat sich das wohl unweigerlich 
auf ihre Politik in der Frage, ob  Deutschland in der NATO bleiben darf, ausgewirkt; ihre Zuge-
ständnisse in dieser Frage wären dann in diesem Zusammenhang gemacht worden; und all das 
würde den Eindruck erwecken, dass tatsächlich so etwas wie eine „Abmachung“ getroffen wor-
den sein muss. 

Spekulationen darüber, wie die Erklärungen von Baker und Genscher von der sowjetischen 
Führung wahrgenommen worden sein „müssen“, können uns jedoch nur bedingt weiterbringen. 
Solide Schlussfolgerungen müssen sich auf harte empirische Beweise stützen, und das grund-
sätzliche Problem besteht darin, dass es kaum Belege dafür gibt, dass Gorbatschow und Sche-
wardnadse damals tatsächlich der Meinung waren, dass diese Aussagen für Osteuropa als Ganzes 
galten. Zwar vertrat Gorbatschow in späteren Jahren gelegentlich die Ansicht, Baker und andere 
hätten ihm versichert, „dass sich die NATO keinen Zentimeter nach Osten bewegen würde“, und 
dass „die Amerikaner sich nicht an diese Zusicherung hielten“ – ja, dass „sie sich vielleicht sogar 
genüsslich die Hände rieben, wie gut sie die Russen hinters Licht geführt hatten“.[86] Manchmal 
allerdings vertrat er aber auch genau die gegenteilige Auffassung. Im Jahr 2014 argumentierte 
er beispielsweise, dass die Zusicherung der Nichterweiterung nur für das damalige ostdeutsche 
Gebiet gegolten habe und dass selbst diese Zusicherung später im Jahr durch den Zwei-Plus-
Vier-Vertrag überholt worden sei.[87] Wie bereits erwähnt, wird das letztgenannte Eingeständ-
nis manchmal als eine Art „rauchender Colt“ angesehen: Wenn sogar Gorbatschow selbst zugab, 
dass die Zusicherungen vom Februar nur für Ostdeutschland galten, wie konnte dann noch je-
mand behaupten, dass sie für ganz Osteuropa galten? 

Seine Aussage aus dem Jahr 2014 ist jedoch nicht ganz so schlüssig, wie einige Autoren mei-
nen. Zum einen muss sie vor dem Hintergrund der Tatsache verstanden werden, dass Gor-
batschow innerhalb Russlands oft dafür kritisiert wurde, „leichtgläubig und naiv zu sein und die 
Zusicherungen munter zu akzeptieren, anstatt eine verbindliche rechtliche Garantie für die 
Nichterweiterung zu fordern“, und die Behauptung, dass Osteuropa zu diesem Zeitpunkt nicht 
einmal ein Thema war, könnte für ihn eine einfache Möglichkeit gewesen sein, diese Kritik zu-
rückzuweisen.[88] Die Beweiskraft dieser Aussage Gorbatschows muss auch im Lichte der Tat-
sache bewertet werden, dass (wie oben erwähnt) seine Behauptung, dass „kein einziges osteuro-
päisches Land die Frage aufgeworfen hat, nicht einmal nach dem Ende des Warschauer Pakts 
1991“, schlichtweg falsch war; in der Tat war Gorbatschow 1990 selbst (wie ebenfalls oben 
bereits gezeigt wurde) über das Interesse der Osteuropäer an einem NATO-Beitritt informiert. 
Das allein zeigt schon, dass seine Aussage von 2014 nicht ganz zuverlässig ist. Das bedeutet 
natürlich nicht, dass sie keinerlei Beweiswert hat; es bedeutet lediglich, dass ihr Wert als Quelle 
begrenzter ist, als man vielleicht denken könnte. Und ihr begrenzter Wert wird noch deutlicher, 
wenn man sie gegen alle Beweise abwägt, die in die entgegengesetzte Richtung weisen, das heißt 
gegen die Erklärungen Gorbatschows, wonach die Amerikaner ihre Versprechen bezüglich der 
Nichtausweitung der NATO nicht eingehalten hätten. Bei der Gesamtbeurteilung der Frage, wie 
wahrscheinlich es ist, dass Gorbatschow zum damaligen Zeitpunkt davon ausging, dass sich die 
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Zusicherungen zur Nichterweiterung der NATO nur auf Ostdeutschland bezogen, muss man 
schließlich auch alle oben genannten Gründe berücksichtigen, die dafür sprechen, dass er zum 
damaligen Zeitpunkt von den Beweisen für die Absichten von Baker und Genscher Kenntnis 
gehabt haben „muss“. 

All dies bedeutet, dass die jetzt verfügbaren Beweise nicht solide genug sind, um eindeutige 
Schlussfolgerungen darüber zu ziehen, was Gorbatschow damals für den Geltungsbereich der 
Februar-Zusicherungen hielt. Man kann daher nicht mit Sicherheit davon ausgehen, dass er ins-
besondere verstand, dass die Zusicherungen für ganz Osteuropa galten. Und das bedeutet, dass 
man nicht sicher sein kann, dass die Zusicherungen, soweit sie für das gesamte Gebiet des War-
schauer Paktes gelten sollten, irgendeinen wirklichen Einfluss auf die sowjetische Politik zu je-
ner Zeit hatten. Man kann daher nicht sicher sein, dass die breitere Garantie in direktem Zusam-
menhang mit den Zugeständnissen stand, die die Sowjets in den Gesprächen über die deutsche 
Wiedervereinigung machten, und man kann daher nicht mit Sicherheit sagen, dass sie Teil einer 
„Abmachung“ waren. 

Was kann schließlich über den dritten Faktor gesagt werden – die Rolle, die die vielen allge-
meinen Zusicherungen verschiedener westlicher Offizieller während dieser ganzen Zeit gespielt 
haben? Es ist ziemlich klar, dass Erklärungen dieser Art – all das Gerede über die Sensibilität 
des Westens gegenüber sowjetischen Interessen, darüber, dass die Vereinigten Staaten keinen 
„einseitigen Vorteil“ anstrebten und so weiter – wahrscheinlich dazu beitrugen, den Weg für das 
große sowjetische Zugeständnis zu ebnen, Deutschland nach der Wiedervereinigung in der 
NATO zu belassen. Selbst diejenigen Wissenschaftler, die wie Spohr bestreiten, dass eine „Ab-
machung“ getroffen wurde, sind sich einig, dass dies der Fall war.[89] Und in der Tat bestand 
der Sinn dieser sehr allgemeinen Zusicherungen darin, der sowjetischen Führung die Zugeständ-
nisse zu erleichtern, die sie machte. 

Diese sehr allgemeinen politischen Erklärungen spielten in der Tat eine wichtige Rolle in der 
Geschichte, und bei dem Versuch, heute zu beurteilen, wie verbindlich die Zusicherungen vom 
Februar waren, ist es wichtig, sie im Zusammenhang mit den anderen Dingen zu sehen, die Mos-
kau zu jener Zeit von den NATO-Regierungen gesagt wurden. In einem Informationsbuch des 
National Security Archives , das sich mit dieser Frage befasst, ist die Rede von einer „Kaskade 
von Zusicherungen bezüglich der sowjetischen Sicherheit, die Gorbatschow und anderen sowje-
tischen Amtsträgern während des gesamten Prozesses der deutschen Wiedervereinigung 1990 
und bis ins Jahr 1991 von westlichen Führern gegeben wurden“, und in der Tat wurden den 
Sowjets zahlreiche allgemeine Zusicherungen gegeben, dass der Westen bestrebt sei, sie mit 
Respekt zu behandeln, kooperative Beziehungen zu ihnen aufzubauen und nichts zu unterneh-
men, was sowjetische Interessen beeinträchtigen würde. So wurde Bush Ende 1989 – für sein 
Treffen mit Gorbatschow auf Malta im Dezember – von seinen Beratern gedrängt, eine gemä-
ßigte Linie zu verfolgen – die Sowjetunion, so schrieb einer von ihnen, müsse ständig versichert 
werden, „dass wir nicht nach einseitigen Vorteilen streben und dass wir uns zurückhaltend ver-
halten“ –, und der Präsident befolgte diesen Rat. Seine Regierung, so versicherte er Gor-
batschow, werde „versuchen, alles zu vermeiden, was der Stellung [der UdSSR] in der Welt 
schaden könnte“.[90] Baker vertrat denselben Standpunkt, als er im Februar erneut mit dem sow-
jetischen Führer zusammentraf. Bei der Behandlung der „externen Aspekte der deutschen Wie-
dervereinigung“, so Baker, seien sich die US-Führer darüber im Klaren, dass die Interessen der 
deutschen Nachbarn berücksichtigt werden müssten, und er sowie der Präsident hätten deutlich 
gemacht, dass „wir in diesem Prozess keinen einseitigen Vorteil suchen“.[91] Bush selbst versi-
cherte Gorbatschow in einem Telefongespräch Ende Februar, dass dies der Fall sei, und Baker 
bekräftigte diesen Punkt erneut bei einem Treffen mit Schewardnadse im Mai.[92] Die britische 
und die französische Führung übermittelten den Sowjets die gleiche allgemeine Botschaft.[93] 

Nicht alle diese Zusicherungen wurden nur unter vier Augen gemacht. Viele Erklärungen die-
ser Art wurden auch in der Öffentlichkeit abgegeben. Genschers Tutzinger und Potsdamer Re-
den, die Pressekonferenz von Baker und Genscher am 2. Februar und Bakers Äußerungen ge-
genüber den Reportern nach seinen Treffen mit Gorbatschow und Schewardnadse am 9. Februar 
wurden bereits erwähnt. Andere westliche Staats- und Regierungschefs, wie zum Beispiel 
NATO-Generalsekretär Manfred Wörner, vertraten eine ähnliche Linie.[94] Ein Kommuniqué, 
das auf der NATO-Außenministertagung in Turnberry im Juni 1990 verabschiedet wurde, ver-
mittelt ein gutes Gefühl für die Art von Rhetorik, mit der den Sowjets damals begegnet wurde. 
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„Wir suchen keinen einseitigen Vorteil aus der deutschen Einheit“, erklärten die Minister, „und 
sind bereit, dies unter Berücksichtigung legitimer sowjetischer Sicherheitsinteressen zu de-
monstrieren.“[95] 

Diese allgemeinen politischen Erklärungen trugen dazu bei, den spezifischeren Zusicherun-
gen zur Nichterweiterung der NATO Leben und Bedeutung einzuhauchen; dass diese spezifi-
schen Zusicherungen in diesem allgemeinen Kontext gemacht wurden, machte sie, da sind sich 
die meisten Experten einig, verbindlicher, als wenn diese allgemeineren politischen Erklärungen 
nicht ständig abgegeben worden wären. 

Zusammenfassend lässt sich sagen: Dieser Abschnitt hat sich mit der Frage befasst, ob die 
Zusicherungen vom Februar in irgendeiner Weise für die Regierungen, die sie gegeben haben, 
verbindlich waren. Der erste Punkt war, dass rein mündliche Zusicherungen verbindlich sein 
können, zumindest in politischer oder moralischer Hinsicht; die Staaten handeln auf jeden Fall 
so, als ob dies der Fall wäre. Die eigentliche Frage ist also nicht, ob mündliche Erklärungen 
verbindlich sein können, sondern vielmehr, wie verbindlich sie tatsächlich sind. Ich habe dann 
drei Faktoren untersucht, die für diese Frage von Bedeutung sind: 

 Der erste hatte damit zu tun, wie explizit die Zusicherungen waren, und die Schluss-

folgerung war, dass sie zwar nicht so explizit waren, wie sie hätten sein können, 

aber doch viel expliziter, als viele Menschen glauben. 

 Der zweite Faktor hatte mit der Frage zu tun, ob die beiden Seiten eine Abmachung 
getroffen hatten, das heißt ob die Sowjets zustimmten, dem bald wiedervereinigten 

deutschen Staat den Verbleib in der NATO zu gestatten, und dafür im Gegenzug für 

die Zusage erhielten, dass die NATO nicht in das Gebiet des Warschauer Paktes ex-
pandieren würde. Die Schlussfolgerung lautete, dass zwar ein gewisser Zusammen-

hang zwischen den beiden Fragen bestand, dieser aber viel zu lose war, um von ei-

ner „Abmachung“ sprechen zu können. 

 Der dritte Faktor hatte mit den vielen allgemeinen Zusicherungen zu tun, die die 

westlichen Staats- und Regierungschefs in dieser Zeit abgaben, und die Schlussfol-
gerung daraus war, dass sie die spezifischeren Zusicherungen verbindlicher mach-

ten, als sie es sonst gewesen wären. 

Für viele, die sich für die Frage interessieren, ob die NATO-Erweiterung einen Vertrauensbruch 
des Westens darstellte, waren die letztgenannten allgemeinen Erklärungen das, was wirklich 
zählte. Wie Matlock beispielsweise später feststellte, hatte Bush versprochen, „einen sowjeti-
schen Rückzug aus Osteuropa nicht ‚auszunutzen‘“, doch mit der „Ausweitung des Zuständig-
keitsbereichs der NATO nach Osten, als der Warschauer Pakt zerfiel“, hätten die NATO-Mächte 
die Situation eindeutig „ausgenutzt“.[96] „Ich verstehe nicht“, sagte Matlock bei einer anderen 
Gelegenheit, „wie irgendjemand die anschließende Erweiterung der NATO als etwas anderes 
denn als ‚Vorteilsnahme‘ betrachten kann, zumal Russland zu diesem Zeitpunkt kaum eine 
glaubwürdige Bedrohung darstellte.“[97] Gorbatschow selbst vertrat einen ähnlichen Stand-
punkt. Der spätere Beschluss zur NATO-Erweiterung, so sagte er 2014 in einem Interview, „war 
definitiv ein Verstoß gegen den Geist der Erklärungen und Zusicherungen, die uns 1990 gegeben 
wurden“.[98] Und da die sowjetischen Zugeständnisse in der deutschen Frage vor dem Hinter-
grund dieser allgemeinen Erklärungen der westlichen Politik gemacht wurden und die Zusiche-
rungen vom Februar ein wichtiger Teil dieses Gesamtbildes waren, kann man sagen, dass es 
einen Zusammenhang zwischen diesen Zusicherungen und dem sowjetischen Zugeständnis in 
Bezug auf Deutschland in der NATO gab – lockerer als manche behaupten, aber real genug, um 
politisch bedeutsam zu sein. 
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Wurden die Sowjets absichtlich in die Irre geführt? 
 
Wladimir Putin warf den westlichen Führern 2014 vor, sie hätten „uns viele Male belogen, Ent-
scheidungen hinter unserem Rücken getroffen und uns vor vollendete Tatsachen gestellt. Dies 
geschah mit der NATO-Osterweiterung und der Errichtung militärischer Infrastrukturen an un-
seren Grenzen“.[99] Joshua Shifrinson verwendet keine derartigen Formulierungen, aber er deu-
tet an, dass die US-Regierung die sowjetische Führung 1990 absichtlich in die Irre führte. Es 
gebe „starke Beweise“, schreibt er, „dass die Vereinigten Staaten die Sowjetunion bei den Ge-
sprächen 1990 in die Irre geführt haben“. Sein Kernpunkt – und er stützt sich dabei auf ein Ar-
gument, das Mary Sarotte bereits früher entwickelt hatte – ist, dass „immer mehr Beweise darauf 
hindeuten, dass die politischen Entscheidungsträger der Vereinigten Staaten der Sowjetunion 
Grenzen für die NATO-Präsenz nach dem Kalten Krieg vorschlugen, während sie insgeheim ein 
amerikanisch dominiertes System planten und Schritte unternahmen, um dieses Ziel zu errei-
chen“. „Unverblümt ausgedrückt“, schreibt er, „legten die Vereinigten Staaten 1990 in Gesprä-
chen mit den Sowjets einen kooperativen Großentwurf für das Nachkriegseuropa vor, während 
sie dabei waren, ein von den Vereinigten Staaten dominiertes System zu schaffen.“ Das Ziel war, 
„die Vormachtstellung der USA auf dem Kontinent zu stärken“. Zu diesem Zweck erweckten 
die US-Regierungschefs bei den Sowjets absichtlich den Eindruck, dass sie auf deren Sicher-
heitsinteressen Rücksicht nehmen würden, doch dies aus rein taktischen Erwägungen. Das ei-
gentliche Ziel bestand darin, „sich die sowjetische Duldung zu sichern“ – die Sowjets dazu zu 
bringen, das, was die Amerikaner in Europa tun wollten, mitzutragen. Die Zusicherungen, die 
NATO nicht auszuweiten, seien in diesem Kontext zu verstehen: Es gebe „immer mehr Be-
weise“, schreibt Shifrinson, „dass die Vereinigten Staaten unaufrichtig waren, als sie der Sow-
jetunion informelle Zusicherungen gegen eine NATO-Erweiterung anboten“ – dass sie vielmehr 
darauf aus waren, „sowjetische Schwächen auszunutzen“, während sie „eine kooperative Fas-
sade präsentierten“.[100] 

Was ist von dieser Argumentation zu halten? Zunächst einmal ist klar, dass eine gewisse Dis-
krepanz zwischen den tatsächlichen Überlegungen der US-Führer zu jener Zeit und ihrer offizi-
ellen Rhetorik bestand. So wurde den Sowjets im Mai 1990 versichert, dass der von den Ameri-
kanern angestrebte Prozess „keine Gewinner und Verlierer hervorbringen würde. Stattdessen 
würde er eine neue, völkerrechtlich abgesicherte europäische Struktur hervorbringen – eine, die 
einschließend und nicht ausschließend [gegenüber Moskau – der Übersetzer] sein würde.“[101] 
Doch privat war Bushs Haltung eine ganz andere. Ende Februar erklärte er Kohl, warum er 
glaubte, warum die Vereinigten Staaten in der zentralen Frage, ob das vereinigte Deutschland in 
der NATO bleiben könne, ihr Ziel erreichen würden: „Wir haben uns durchgesetzt, sie 
nicht.“[102] Allgemeiner ausgedrückt: Egal, was in der Öffentlichkeit gesagt wurde oder was 
man den Sowjets erzählte, das eigentliche Ziel war nicht der Aufbau eines neuen internationalen 
Systems, in dem die UdSSR ein integraler Bestandteil wäre. Stattdessen, so schreibt Mary Sa-
rotte, „bestand das Ziel darin, die Sowjets loszuwerden“. Die US-Führer, so stellt sie fest, hätten 
zwar in der Öffentlichkeit viel über die Notwendigkeit gesprochen, die Sowjets mit Respekt zu 
behandeln, aber in Wirklichkeit ließen die Dokumente „keine Sorge“ um die Würde der Sowjet-
union erkennen.[103] 

Diese Argumente sind durchaus zutreffend, und die Belege deuten in der Tat darauf hin, dass 
die damalige Rhetorik weitgehend taktisch zu verstehen ist. So stellte Genscher später fest, dass 
eines der Ziele seiner Tutzinger Rede darin bestanden habe, der sowjetischen Führung dabei zu 
helfen, „die Hürden zu nehmen“, die sie andernfalls hätten daran hindern könnten, der NATO-
Mitgliedschaft des bald wiedervereinigten deutschen Staates zuzustimmen.[104] Wie er anderen 
westlichen Führern damals erklärte, bestand einer der Hauptgründe, warum er der KSZE so viel 
Bedeutung beimaß, darin, den Sowjets zu helfen, „ihr Gesicht zu wahren“ und es ihnen somit zu 
erleichtern, die deutsche Wiedervereinigung zu westlichen Bedingungen zu akzeptieren.[105] 
Auch im amerikanischen Kalkül spielten taktische Erwägungen damals eine wichtige Rolle. Wie 
Shifrinson hervorhebt, war die US-Politik laut einem hochrangigen amerikanischen Beamten zu 
jener Zeit darauf ausgerichtet, „den Eindruck von Bewegung“ in Bezug auf die europäische Si-
cherheit zu erwecken und Gorbatschow „einige Dinge anzubieten, die ihm den Prozess der deut-
schen Wiedervereinigung angenehmer machen“. Er zitiert Bush, der Ende Februar zu Kohl sagte: 
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„Wir werden das Spiel gewinnen, aber wir müssen clever dabei sein.“[106] Und einige US-Be-
amte hatten den Eindruck, dass Bush sein Spiel tatsächlich clever gespielt hatte. Robert Gates, 
der stellvertretende nationale Sicherheitsberater in der frühen Bush-Periode, sprach später dar-
über, wie der Präsident auf dem Malta-Gipfel im Dezember 1989 gegenüber Gorbatschow in der 
deutschen Frage „genau richtig aufgespielt“ habe. Gates’ Gesamtbeurteilung der Art und Weise, 
wie Bush das Thema während seiner Amtszeit behandelt hat, ist sogar noch aufschlussreicher. 
„Bush manipulierte und benutzte Michail Gorbatschow“, schrieb er, „um außenpolitische Ziele 
zu erreichen, die für den Westen, die Vereinigten Staaten, die Republiken der ehemaligen Sow-
jetunion – und für ein demokratisches Russland – wichtig sind.“[107] 

Rodric Braithwaite, der damalige britische Botschafter in Moskau, verwies vor kurzem auf 
die „zweideutigen Äußerungen“ zur NATO-Erweiterung, die 1990 von führenden westlichen 
Politikern „sowohl privat als auch öffentlich“ gemacht wurden, meinte aber, dass während der 
Verhandlungen über die deutsche Wiedervereinigung „eine gewisse konstruktive Zweideutigkeit 
vielleicht unvermeidlich war“; „danach“, fügte er hinzu, „war die Notwendigkeit, die Russen zu 
beschwichtigen, weniger dringlich“.[108] Gorbatschow selbst schien später anzudeuten, dass 
Russland in der gesamten Zeit nach dem Kalten Krieg an der Nase herumgeführt worden war. 
In einem Meinungsartikel, der 2008 in der New York Times veröffentlicht wurde, verwies er auf 
die „nicht endende Ausweitung der NATO“, die „amerikanische Entscheidung, Raketenabwehr-
systeme in Nachbarländern aufzustellen“ und so weiter, und wies darauf hin, dass „all diese 
Schritte vor dem Hintergrund des netten Geredes über Partnerschaft“ stattfanden. Warum, so 
fragte er, „würde sich jemand eine solche Scharade bieten lassen?“.[109] 

Die Feststellung, dass die westlichen Länder Anfang 1990 vor allem aus taktischen Gründen 
so handelten, bedeutet jedoch nicht, dass die Zusicherungen vom Februar in bösem Glauben 
gegeben wurden. Wie Mary Sarotte und Joshua Shifrinson gezeigt haben, hatten verschiedene 
US-Beamte zu diesem Zeitpunkt zwar bereits begonnen, über eine Ausweitung der Sicherheits-
garantien auf die „neuen Demokratien“ in Osteuropa nachzudenken. Aber es gibt keinen Beweis 
dafür, dass Baker selbst zu jenem Zeitpunkt in diesem Sinne dachte.[110] Ich habe den Eindruck, 
dass Baker im Februar die Ansicht vertrat, dass er von der UdSSR so enorme Zugeständnisse 
verlangte – nämlich die Zustimmung zum Verbleib des wiedervereinigten Deutschlands in der 
NATO –, und dass die Sowjets deshalb im Gegenzug einige weitreichende Zusicherungen erhal-
ten mussten. Es scheint, dass er sich zunächst auf die kurzfristige Frage konzentrierte, wie er die 
sowjetische Führung dazu bringen konnte, die Wiedervereinigung Deutschlands zu westlichen 
Bedingungen zu akzeptieren; seine Politik war auf die Erreichung dieses unmittelbaren Ziels 
ausgerichtet. Die Frage, wie dann mit Osteuropa umzugehen sei, spielte im Februar 1990 keine 
so große Rolle. Sollte das Problem später auftauchen, könnten die US-Führer dann herausfinden, 
wie man damit umgehen sollte. 

Wenn dies also Bakers Haltung war, als die Zusicherungen am 9. Februar gegeben wurden, 
so hatten sich seine Ansichten allerdings bis Mitte 1990 gewandelt. „Im Juli“, so Shifrinson, 
„räumte Baker selbst die Möglichkeit einer NATO-Osterweiterung ein.“ Die KSZE könnte eine 
Art „Zwischenstation“ für Länder darstellen, die den Warschauer Pakt verlassen wollten, aber, 
wie Baker es ausdrückte, „der NATO und der EG (noch) nicht beitreten“ konnten.[111] Dieses 
„noch“ in der Klammer war ziemlich wichtig; es zeigte, dass sich Bakers Ansichten über die 
Frage der NATO-Erweiterung zu diesem Zeitpunkt zu verändern begannen. Andere US-Beamte 
dachten bereits darüber nach, die Osteuropäer einzuladen, Verbindungsmissionen zur NATO 
einzurichten; diese Verbindungsmissionen sollten ein erster Schritt in Richtung Vollmitglied-
schaft sein.[112] Die Frage der NATO-Erweiterung nach Osteuropa wurde Ende Oktober 1990 
auf einer Sitzung einer wichtigen ressortübergreifenden Gruppe in Washington erörtert. Einige 
Teilnehmer, so Shifrinson (er zitiert aus dem Protokoll dieser Sitzung), wollten die „Tür der 
NATO offenhalten und den Osteuropäern nicht den Eindruck vermitteln, dass die NATO für 
immer ein geschlossener Klub sei“; andere sprachen sich gegen eine NATO-Erweiterung aus, 
aber auch sie waren sich einig, dass es sich um eine offene Frage handele und dass die Politik in 
diesem Bereich in Zukunft überprüft werden könne.[113] 

Auch die Deutschen rückten von ihrer Anfang 1990 eingeschlagenen Linie ab. Als Baker Ende 
März bei einem Treffen mit Genscher bemerkte, dass es so aussehe, als wollten die mitteleuro-
päischen Staaten (die Tschechoslowakei, Ungarn und Polen) der NATO beitreten, bemerkte der 
deutsche Außenminister, dass „dies eine Frage sei, die wir im Moment nicht anfassen sollten“ – 
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und Baker stimmte zu.[114] Damit wurde angedeutet, dass dieses Thema später behandelt wer-
den könnte und dass weder die Amerikaner noch die Deutschen der Ansicht waren, dass eine 
NATO-Erweiterung aufgrund der Zusagen von Baker und Genscher vom Vormonat einfach 
nicht in Frage käme. 

Mitte 1990 wussten die US-Führer, dass sie alle Trümpfe in der Hand hatten und mehr oder 
weniger alles bekommen konnten, was sie wollten; sie ließen sich nicht mehr lange von den 
Zusicherungen zurückhalten, die sie im Februar gegeben hatten. Natürlich war ihnen klar, dass 
sie ihre Ziele leichter erreichen konnten, wenn sie sich Schritt für Schritt bewegten und das, was 
Gorbatschow als „nettes Gerede“ bezeichnete, fortsetzten; allerdings waren sie zu dem Schluss 
gekommen, dass sie den Kalten Krieg gewonnen hatten, und fühlten sich nun freier, von den 
Zusicherungen vom Februar abzurücken.[115] 

Dass hier ein Element von Arglist vorlag, ist klar genug. Die Amerikaner sagten nicht: „Wir 
haben diese Zusicherungen gegeben, um das zu bekommen, was wir wollten – ein vereinigtes 
Deutschland in der NATO – und jetzt, wo wir es haben, können wir unsere Versprechen nicht 
einfach brechen.“ Es wäre jedoch nicht richtig, dabei haltzumachen, denn einige interessante 
Fragen tauchen erst auf, wenn man sich fragt, warum sich die amerikanische Politik weg von 
den gegebenen Zusicherungen bewegt hat. Die Schlüsselfrage ist hier, ob das Ziel der USA wirk-
lich darin bestand, „die Vormachtstellung der USA auf dem Kontinent zu stärken“, als eine Art 
Selbstzweck. Viele der neuen Erkenntnisse deuten darauf hin, dass dies keineswegs das Endziel 
war. Eine Reihe einflussreicher politischer Entscheidungsträger war vielmehr der Ansicht, dass 
die USA „zwischen Deutschland und Russland in Mitteleuropa stehen“ müsse. Sie waren der 
Ansicht, dass die Vereinigten Staaten diese Rolle nicht deshalb spielen mussten, weil dies in 
ihrem eigenen Interesse lag, sondern weil das übergeordnete Ziel darin bestand, ein stabiles po-
litisches System in Europa aufzubauen.[116] Man ging davon aus, dass die Europäer die Auf-
gabe nicht allein bewältigen könnten. Russland und Deutschland stünden ohne die Beteiligung 
der Amerikaner vor einem Sicherheitsdilemma. Ohne den Schutz der Vereinigten Staaten müss-
ten die Deutschen ihre eigene Macht entwickeln, um sich gegen Russland zu verteidigen, das 
schließlich eine große Atommacht bleiben würde. Um Russland auf diese Weise die Stirn zu 
bieten, müsste Deutschland natürlich eine eigene Atomstreitmacht aufbauen. Das wiederum 
würde unweigerlich eine Bedrohung für Russland darstellen, nicht zuletzt, weil ein starkes 
Deutschland sich so verhalten könnte, wie es einem schwachen, nichtnuklearen Deutschland nie-
mals möglich wäre. Dies war auch schon während des Kalten Krieges ein Problem, und eine der 
großen Aufgaben der NATO bestand damals darin, zur Lösung dieses Problems beizutragen. 
Deutschland war von jeder möglichen russischen Bedrohung abgeschirmt worden und musste 
daher keine eigenen Nuklearstreitkräfte aufbauen – oder durfte es sogar nicht. Gleichzeitig war 
die deutsche Macht in eine Struktur eingebettet, die von den Vereinigten Staaten dominiert 
wurde, einem Land, das eindeutig entschlossen war, keinen Krieg zu riskieren, um den Status 
quo in Europa zu ändern; das NATO-System war daher auch für Russland eine Quelle der Be-
ruhigung. Und der Grundgedanke, der sich Ende 1989 durchsetzte, war, dass die NATO diese 
Rolle auch in der Zeit nach dem Kalten Krieg spielen könnte. „Das Bündnis“, so bemerkte ein 
US-Beamter, sei „der beste Ausweg aus dem deutsch-russischen Sicherheitsdilemma.“[117] Die 
US-Präsenz würde dazu dienen, sowohl Deutschland als auch Russland zu beruhigen und zu 
verhindern, dass eines der beiden Länder wirklich eine Bedrohung für das andere darstellte; ohne 
die USA wäre das politische System in Europa weit weniger stabil.[118] 

Auch Baker sah die Dinge so, wie seine Äußerungen vor der sowjetischen Führung am 9. Feb-
ruar zeigen. Seine gesamte Argumentation gegenüber den Sowjets, warum der wiedervereinigte 
deutsche Staat in der NATO verbleiben sollte – warum es in sowjetischem Interesse sei, dass ein 
um das neue Deutschland erweiterte NATO-System intakt bleibe – beruhte auf dieser Art von 
Denken. „Wenn Deutschland neutral ist“, sagte er zu Gorbatschow, „heißt das nicht, dass es nicht 
militaristisch sein wird. Ganz im Gegenteil, es könnte sich sehr wohl dafür entscheiden, sein 
eigenes Nuklearpotential zu schaffen, anstatt sich auf die amerikanischen nuklearen Abschre-
ckungskräfte zu verlassen.“ Dasselbe hatte er an diesem Tag bereits gegenüber Schewardnadse 
gesagt. Und Gorbatschow verstand den Punkt. Die Sowjets, so sagte er, wollten „nicht wirklich 
eine Wiederholung von Versailles erleben, wo die Deutschen sich selbst bewaffnen konnten“. 
Und er stimmte zu, dass der beste Weg, die Dinge unter Kontrolle zu halten, darin bestehe, dafür 
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zu sorgen, „dass Deutschland innerhalb der europäischen Strukturen eingebunden wird“. Er hielt 
Bakers Ansatz daher für „sehr realistisch“.[119] 

Wie ist dann die Frage zu beantworten, ob die Sowjets absichtlich getäuscht wurden? Die 
grundlegende Schlussfolgerung ist, dass es keine Beweise dafür gibt, dass die amerikanische und 
die deutsche Regierung nicht beabsichtigten, die Zusicherungen vom Februar zum Zeitpunkt 
ihrer Abgabe einzuhalten; erst später, im Juli, kam Baker zu dem Schluss, dass die osteuropäi-
schen Länder schließlich Teil der NATO werden könnten. Es wäre jedoch ein Fehler, diesen 
Politikwechsel dem Wunsch zuzuschreiben, Europa als eine Art Selbstzweck zu beherrschen, 
und eines der interessantesten Dinge an den neuen Beweisen ist das Licht, das sie auf die Über-
legungen werfen, die der Europapolitik der Bush-Regierung 1990 zugrunde lagen – das heißt auf 
die Frage, warum sie zu dem Schluss kam, dass die Stabilität von der Aufrechterhaltung einer 
militärischen Präsenz der USA in Europa abhing. „Als ich in die Zukunft blickte“, erinnerte sich 
Scowcroft später, „dachte ich, dass die USA mit Truppen vor Ort in Europa die beste Art von 
Sicherheit für den Erhalt des atlantischen Bündnisses darstellten, und ich hielt das für entschei-
dend, nicht nur wegen der Sowjetunion [Hervorhebung – M.T.].“[120] Die Präsenz der Verei-
nigten Staaten hatte nach Ansicht wichtiger Beamter eine viel umfassendere Funktion. Das Sys-
tem konnte ihrer Ansicht nach nur dann stabil sein, wenn die Vereinigten Staaten „zwischen 
Deutschland und Russland in Mitteleuropa“ standen; und die gesamte Politik der NATO-Erwei-
terung, die allmählich Gestalt annahm, beruhte auf diesem Grundgedanken. 

Die NATO musste allerdings nicht erweitert werden, damit die Vereinigten Staaten diese 
Rolle weiterhin spielen konnten. Wenn eine US-Streitmacht in Westeuropa während des Kalten 
Krieges faktisch zwischen Deutschland und Russland gestanden hatte, hätte sie diese Rolle auch 
nach dem Kalten Krieg weiterspielen können, selbst wenn die NATO sich nicht nach Osten er-
weitern würde. Aber selbst wenn dies zuträfe, muss man sich darüber im Klaren sein, dass die 
Politik der NATO-Erweiterung nicht in erster Linie auf dem Wunsch beruhte, „die Vormacht-
stellung der USA auf dem Kontinent“ um ihrer selbst willen zu stärken – zumindest deuten einige 
der neuen Erkenntnisse stark darauf hin. 

Schlussfolgerung 
 
Die Vereinigten Staaten waren nach dem Zweiten Weltkrieg bereit, das Gebiet, das die Rote 
Armee 1945 besetzt hatte, als sowjetische Einflusssphäre zu akzeptieren. Dank Hitler, so Präsi-
dent Truman im Juli 1945, „werden wir für eine lange Zeit ein slawisches Europa haben. Ich 
glaube nicht, dass das so schlimm ist“.[121] Im selben Monat erkannten die US-Führer in Pots-
dam Ostdeutschland als Teil der sowjetischen Sphäre an, und Ende 1945 machten sie deutlich, 
dass sie ganz Osteuropa in diese Kategorie einordneten.[122] Dies blieb für die meiste Zeit des 
Kalten Krieges die Ansicht der USA. Eine Bemerkung, die Präsident Kennedy bei seinem Wie-
ner Treffen mit dem sowjetischen Führer Nikita Chruschtschow im Juni 1961 machte, ist in die-
ser Hinsicht recht aufschlussreich. Seine Regierung, so erklärte er Chruschtschow, wolle „nicht 
in einer Weise handeln, die die Sowjetunion ihrer Bindungen in Osteuropa berauben würde“ – 
was in der Tat bedeutete, dass seine Regierung zustimmte, dass die sowjetischen Interessen in 
diesem Gebiet vorherrschend waren.[123] 

Doch vom Kriegsende an hoffte die US-Regierung zugleich, dass die Sowjets ihre Kontrolle 
über die Region lockern und den Osteuropäern mehr Autonomie gewähren würden, das heißt 
mehr eigene Kontrolle über deren inneren Angelegenheiten. Wichtige Beamte der Truman-Ära 
wären daher durchaus zufrieden gewesen, wenn Osteuropa zu dem geworden wäre, was Eduard 
Mark eine „offene Sphäre“ nannte – ein Gebiet, in dem die sowjetischen Sicherheitsinteressen 
vorherrschten, das aber „offen für die wirtschaftlichen Interessen anderer Nationen und für sol-
che einheimischen Bestrebungen blieb, die die militärische Sicherheit des Hegemons nicht be-
drohten“.[124] 

In den 1950er Jahren dachten die führenden Politiker der USA noch in diesen Kategorien. Im 
Oktober 1957 versicherte Außenminister John Foster Dulles seinem sowjetischen Amtskollegen, 
dass die UdSSR „ein Recht auf ein Gefühl der Sicherheit“ habe. „Wenn mit anderen angrenzen-
den Ländern ein ähnliches Verhältnis wie zwischen Finnland und der Sowjetunion und Jugosla-
wien und der Sowjetunion entwickelt werden könnte, mit einem Gefühl der Unabhängigkeit und 
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dennoch engen Beziehungen“, sagte er, „wäre dies eine sehr annehmbare Lösung.“[125] Die 
berühmte „Sonnenfeldt-Doktrin“, die 1976 so viel Aufmerksamkeit erregte (und den Prozess 
auslöste, der zu Präsident Fords berühmtem Fauxpas über Polen in den Präsidentschaftsdebatten 
1976 führte, der ihn möglicherweise die Wahl gekostet hat), war aus demselben Stoff geschnit-
ten. Helmut Sonnenfeldt, einer der wichtigsten Berater von Außenminister Henry Kissinger, ver-
trat die Ansicht, dass das Ziel der USA „die ‚Finnlandisierung‘ Osteuropas“ sein sollte; in dem 
Vortrag, in dem er jene Überlegungen dargelegt hatte, die später als „Sonnenfeldt-Doktrin“ be-
zeichnet wurden, habe er, wie er später sagte, eine „seit langem bestehende, wenn auch komplexe 
amerikanische Position erläutert, nicht eine neue Politik, geschweige denn eine Doktrin vorge-
schlagen“.[126] Und Sonnenfeldts Ansichten, so ist heute klar, spiegelten die grundlegende 
Denkweise der gesamten US-Regierung in der damaligen Zeit wider.[127] 

Wenn eine „Finnlandisierung Osteuropas“ der große Traum der Amerikaner während des Kal-
ten Krieges war, so muss es den US-Entscheidungsträgern Anfang 1990 so vorgekommen sein, 
als stünden sie kurz vor der Verwirklichung dieses Traums. Die Zusicherungen vom Februar 
1990 sollten in diesem Zusammenhang gesehen werden. Es hätte seinerzeit durchaus sein kön-
nen, dass bald ein sehr zufriedenstellendes Paket von Vereinbarungen Gestalt annähme. Die Ost-
europäer wären frei, ihre eigenen Angelegenheiten zu regeln, aber die sowjetischen Sicherheits-
interessen würden respektiert werden. Und die Westmächte sollten die Dinge nicht durch eine 
zu harte Linie gegenüber den Sowjets verderben. Eine harte Linie hätte zum Sturz der Regierung 
Gorbatschow und zu einem sowjetischen Durchgreifen in Osteuropa führen können. Dies galt es 
natürlich zu vermeiden. Insbesondere musste den Sowjets versichert werden, dass ihre Sicher-
heitsinteressen respektiert würden, wenn sie der Wiedervereinigung Deutschlands zu im We-
sentlichen westlichen Bedingungen zustimmten. 

Erst später erkannte die amerikanische Führung, dass die UdSSR zu schwach geworden war, 
um die USA noch daran zu hindern, zu tun, was diese wollten. Mitte 1990 wurden die Zusiche-
rungen vom Februar daher nicht mehr als verbindlich angesehen. Das, was Gorbatschow als 
„süßes Geschwätz“ bezeichnete, wurde fortgesetzt, aber die gesamte Vision einer kooperativen 
Beziehung, die auf gegenseitigem Vertrauen und gegenseitigem Respekt beruhte, stand, wie im-
mer deutlicher wurde, im Widerspruch zur Realität. All dies wurde und wird in Russland zutiefst 
missbilligt. Anatoli Adamischin, der damals stellvertretender Außenminister unter Scheward-
nadse war, gab kürzlich der Bush-Administration die Schuld daran, dass sie mit ihrer „Wir tun, 
was wir tun müssen, und zur Hölle mit Russland“-Haltung die Chance vertan habe, eine viel 
gesündere politische Beziehung nach dem Kalten Krieg aufzubauen.[128] Und viele westliche 
Wissenschaftler und andere Beobachter scheinen ebenfalls der Meinung zu sein, dass 1990 der 
falsche Weg eingeschlagen wurde, auch wenn sie die Sache nicht ganz so unverblümt formulie-
ren.[129] 

Wie soll man auf diese Argumentation reagieren? Die hier vorgenommene Analyse hat zu 
bestimmten Schlussfolgerungen geführt. Meines Erachtens geht aus den historischen Aufzeich-
nungen klar hervor, dass sich die Zusicherungen, die sowohl Baker als auch Genscher den Sow-
jets im Februar 1990 hinsichtlich der Nichterweiterung der NATO gaben, nicht nur auf Ost-
deutschland, sondern auf Osteuropa insgesamt bezogen. Genscher äußerte sich in dieser Hinsicht 
recht deutlich, Baker weniger, aber die Beweise zeigen zweifelsfrei, dass auch er das gesamte 
Gebiet des Warschauer Paktes westlich der Sowjetunion im Auge hatte. Diese Zusicherungen 
kamen Versprechen gleich – vielleicht nicht „rechtlich bindenden“ Versprechen, aber dennoch 
Versprechen – und die diesbezüglichen russischen Behauptungen sind keineswegs unbegründet. 
Die russische Führung hat nicht (wie manchmal behauptet wird) einfach eine falsche Geschichts-
darstellung für ihre eigenen politischen Zwecke ausgeheckt. Aber die Sowjets wurden auch nicht 
absichtlich in die Irre geführt, als die Zusicherungen gegeben wurden. Wenn es hier ein Element 
der Arglistigkeit gab, dann kam es erst Monate später ins Spiel, als sich die Politik der USA 
änderte und die amerikanische Führung begann, über die Aufnahme der Osteuropäer in die 
NATO nachzudenken. 

Welchen Einfluss haben diese Schlussfolgerungen auf die grundsätzliche Frage, wie die all-
gemeine Politik zu bewerten ist, die die US-Regierung in diesem Bereich ab Mitte 1990 verfolgt 
hat? 
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Man kann natürlich sagen, dass es sich um eine Frage der nationalen Ehre handelt und dass es 
eine Schande war, was die Vereinigten Staaten getan haben, als sie diese Versprechen nicht ein-
gehalten haben. Oder man könnte eine zynischere Sichtweise einnehmen und wie E. H. Carr 
1939 argumentieren, dass selbst formale Abkommen nur Momentaufnahmen seien, die das Kräf-
teverhältnis zu einem bestimmten Zeitpunkt widerspiegeln, und dass es natürlich ist, dass sich 
die Politik entsprechend ändert, wenn sich die Kräfteverhältnisse ändern, und dass in der Ver-
gangenheit gemachte Versprechen nicht mehr als verbindlich angesehen werden.[130] Oder man 
könnte den Standpunkt vertreten, dass manche Dinge im internationalen politischen Leben wich-
tiger sind, als einfach nur sein Wort zu halten. Man könnte argumentieren, dass die Westmächte 
eine moralische Verpflichtung hatten, für die Sicherheit der „neuen Demokratien“ in „Mittel- 
und Osteuropa“ zu sorgen, und dass dies die Verpflichtung, die im Februar gemachten Verspre-
chen einzuhalten, überwiegen sollte. 

Der springende Punkt ist jedoch, dass es sich hier nicht um eine historische Frage im eigent-
lichen Sinne handelt. Die Antworten, die man gibt, hängen von den moralischen und politischen 
Werten ab, die man vertritt, und diese prägen zwar oft die historische Analyse, sind aber nur in 
begrenztem Maße von ihr geprägt. Natürlich haben Historiker, wie jeder andere auch, ihre eige-
nen Ansichten zu diesen Themen. Und es stimmt auch, dass Historiker, wenn sie sich mit diesen 
Themen befassen, etwas Besonderes beizutragen haben. Wenn jemand davon spricht, wie wich-
tig es ist, seine Verpflichtungen einzuhalten, fällt dem Historiker schnell das Beispiel des Viet-
namkriegs ein. War der massive Einsatz der USA dort gerechtfertigt, nur, weil Zusagen gemacht 
worden waren? Andererseits weiß der Historiker auch, dass man einen hohen Preis dafür zahlen 
kann, wenn man Zusagen nicht einhält, insbesondere, wenn diese als Teil einer „Absprache“ 
angesehen werden. Den Deutschen wurde 1918 versprochen, dass der Frieden auf dem Wil-
son’schen Friedensprogramm beruhen würde, und sie legten auf dieser Grundlage ihre Waffen 
nieder; später sahen sie die Alliierten mit einigem Recht als diejenigen an, die dieses Verspre-
chen gebrochen hatten; und der daraus resultierende Groll erklärt, warum die internationale Po-
litik in der gesamten Zeit nach Versailles so instabil war.[131] Historiker, die mit solchen Fällen 
vertraut sind, können somit einen gewissen Beitrag zur politischen Debatte leisten. Aber die 
historische Analyse an sich kann die grundsätzliche Frage, wie die Politik der NATO-Erweite-
rung zu bewerten ist, nicht wirklich beantworten, und es ist ohnehin nicht die Aufgabe des His-
torikers, über die Vergangenheit zu urteilen. Er kann zwar Denkanstöße zu diesen Fragen geben, 
aber um politische und moralische Urteile zu fällen, muss man sein persönliches Empfinden 
einbringen, und das bedeutet, dass diejenigen, die sich mit solchen Fragen beschäftigen, letztlich 
selbst Antworten finden müssen. 

Anhang I:  

Worauf hat sich Gorbatschow auf dem Washingtoner Gipfel 
im Mai 1990 festgelegt? 
 
Hat Gorbatschow auf der Washingtoner Gipfelkonferenz mit Bush im Mai 1990 zugestimmt, 
dass „Nationen wählen können, welchen Militärbündnissen sie beitreten“ – ein Prinzip, das sogar 
für die osteuropäischen Länder gelten würde? Wenn ja, wäre es in der Tat, wie Mary Sarotte 
sagt, eine „bedeutende US-amerikanische Errungenschaft“ gewesen, Gorbatschow dazu zu brin-
gen, ein solches Prinzip zu akzeptieren.[132] Und es gibt ein Stückchen Material aus dem Archiv 
(welches von Sarotte zitiert wird), das darauf hindeutet, dass Gorbatschow dieses allgemeine 
Prinzip akzeptiert hat. Wie sich herausstellte, notierte Baker auf der entscheidenden Sitzung, 
dass „Gorby“ gesagt habe, dass „jeder der NATO beitreten kann“.[133] Der Großteil der Belege 
deutet jedoch darauf hin, dass Gorbatschow einfach grundsätzlich akzeptierte, dass der bald wie-
dervereinigte deutsche Staat das Recht hatte, seine eigenen Bündnisse zu wählen. Aus den frühen 
Berichten geht klar hervor, dass Gorbatschow sich nur auf Deutschland bezog.[134] Und die 
dokumentarischen Quellen, die in den letzten Jahren verfügbar geworden sind, bestätigen, dass 
dies der Fall war.[135] 

Wie im Text erwähnt, wurde dieses Zugeständnis in Bezug auf Deutschland im Nachhinein 
als echter Durchbruch angesehen. Baker bezeichnete es in seinen Memoiren (S. 254) als einen 
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solchen. Auch Zelikow und Rice sehen in Germany Unified (S. 283) darin einen „Wendepunkt“, 
und sie zitieren Anatoli Tschernjajew mit einer ähnlichen Aussage (S. 282-83). Damals zögerten 
die führenden Politiker der USA jedoch, das Zugeständnis Gorbatschows als endgültig zu be-
trachten. Dieser Punkt war aus der früheren Literatur bereits ersichtlich, und die neuen Erkennt-
nisse unterstreichen, wie vorsichtig sie waren. Man beachte zum Beispiel die Art und Weise, wie 
US-Präsident Bush in einem Telefongespräch, das er unmittelbar nach dem Treffen mit Helmut 
Kohl führte, damit umging. „Gegen Ende des Gesprächs“, so sagte er dem Bundeskanzler, 
„dachte ich, dass er [Gorbatschow] meiner Position irgendwie zustimmen würde, dass ich 
Deutschlands Vollmitgliedschaft in der NATO unterstütze, dass es aber Deutschland überlassen 
sei, darüber zu entscheiden“; „wir hatten keinerlei Vereinbarung getroffen“, sagte er später, „aber 
es gab daraufhin auch keine Feindseligkeit“.[136] In einem langen Telegramm des US-Außen-
ministeriums, in dem dargelegt wurde, was den Verbündeten über das Treffen mitgeteilt werden 
sollte, wurde betont, dass dort „keine Durchbrüche“ erzielt worden waren.[137] Man beachte 
auch den vorsichtigen Ton, den George H. Bush bei der Unterrichtung der Kongressabgeordne-
ten über die Ereignisse auf dem Gipfel anschlug.[138] 

Doch allmählich erkannten die US-Politiker, dass das Zugeständnis Gorbatschows solide war. 
Zu diesem Punkt siehe zum Beispiel: Don Oberdorfer, The Turn: From the Cold War to a New 
Era: The United States and the Soviet Union, 1983-1990[139]. Erst nachdem sie zu diesem 
Schluss gekommen waren, erkannten sie, dass der Washingtoner Gipfel ein Wendepunkt war. 

Schließlich sind noch zwei weitere Punkte zu erwähnen. Erstens hat Gorbatschow in 
Washington zwar nicht zugestimmt, dass die Osteuropäer der NATO beitreten können, er hatte 
jedoch bereits grundsätzlich akzeptiert, dass sie den Warschauer Pakt verlassen können, wenn 
sie dies wünschen. Er bat nur darum, dass die Amerikaner nicht versuchen sollten, „die Osteu-
ropäer loszulösen“.[140] Der zweite Punkt ist, dass Gorbatschows Zugeständnis in Washington 
in Bezug auf Deutschland nicht (wie manchmal behauptet wird) spontan gemacht wurde, son-
dern im Wesentlichen deshalb, weil er von Bushs Argument, dass die Länder im Rahmen des 
Helsinki-Abkommens selbst über ihre Bündnisse entscheiden könnten, überrascht war und es 
nicht widerlegen konnte. Wie Andrej Grachev bemerkt, „war die Entscheidung Gorbatschows 
keineswegs improvisiert“; sogar der französische Präsident Mitterrand hatte bereits einige Tage 
zuvor bei einem Treffen mit Gorbatschow auf Helsinki hingewiesen.[141] 

Anhang II:  

Sind mündliche Zusicherungen völkerrechtlich verbindlich? 
 
Häufig wird angenommen, dass Zusicherungen wie solche, die Baker Gorbatschow im Februar 
1990 in Moskau gegeben hat, nur dann rechtsverbindlichen Charakter tragen, wenn sie in unter-
zeichneten Abkommen verankert sind. Rechtsgelehrte sind jedoch in der Regel nicht der Ansicht, 
dass nur schriftliche, unterzeichnete Vereinbarungen völkerrechtlich verbindlich sind. Wie 
Charles Lipson 1991 feststellte, werden „praktisch alle internationalen Verpflichtungen, ob 
mündlich oder schriftlich“, in der völkerrechtlichen Literatur als „verbindliche internationale 
Verpflichtungen“ behandelt.[142] Und tatsächlich haben Rechtswissenschaftler oft argumen-
tiert, dass einseitige Erklärungen auf Außenministerebene rechtlich verbindlich sein können. Für 
die traditionelle Ansicht siehe zum Beispiel James W. Garner, „The International Binding Force 
of Unilateral Oral Declarations“[143]. 

Auslöser für Garners Artikel war eine wichtige Entscheidung des Weltgerichtshofs aus dem 
Jahr 1933, in der eine mündliche Erklärung des norwegischen Außenministers Nils Ihlen aus 
dem Jahr 1919 über die Souveränität Dänemarks bezüglich Grönlands als rechtlich bindend be-
stätigt wurde. Mit dieser Entscheidung bestätigte der Gerichtshof die allgemeine Auffassung, 
dass derartige Erklärungen nach dem Völkerrecht verbindlich sein können. 

Die Nachfolgeinstitution des Weltgerichtshofs, der Internationale Gerichtshof, bekräftigte 
diesen Grundsatz 1974 in einem von Neuseeland und Australien angestrengten Verfahren, in 
dem es um die Anfechtung des Rechts Frankreichs auf Durchführung von Atomtests im Pazifik 
ging, und erweiterte ihn sogar noch. Ein Artikel des bekannten Völkerrechtlers Thomas Franck, 
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der sich sowohl mit diesem Fall als auch mit dieser allgemeinen Frage befasst, ist sehr lesens-
wert.[144] 

Auszüge[145] aus diesen beiden Fällen und ein dritter Fall, der sich auf diese Frage bezieht, 
sind auf der Webseite des Kurses „International Law and Justice“ des Institute for International 
Law and Justice IILJ[146] verfügbar; siehe Unit 4, Part I, Section D, on „Legal Effects of Uni-
lateral Declarations“. (Das IILJ ist an der New York University NYU Law School angesiedelt.) 
Für die derzeitige Mainstream-Sichtweise zu diesem Thema bitte auch die 2006 von der UN-
Völkerrechtskommission verabschiedete Erklärung über „Guiding Principles Applicable to Uni-
lateral Declarations of States Capable of Creating Legal Obligations“ beachten, die ebenfalls auf 
dieser Webseite zu finden ist[147]. Zu diesen Fragen siehe ebenfalls William T. Worster, 
„Between a Treaty and Not: A Case Study of the Legal Value of Diplomatic Assurances in Ex-
pulsion Cases“[148]. 

Die im Text und in Anhang IV angeführten Beispiele (zur Kubakrise, zum Zugang zu Berlin 
und zum Vorwaffenstillstandsabkommen von 1918) zeigen, dass in der Praxis auch schriftliche 
Vereinbarungen nicht unterzeichnet werden müssen, damit eine Verpflichtung als verbindlich, 
ja sogar als rechtsverbindlich angesehen werden kann. Und man sollte auch die Art von Bewei-
sen beachten, die der IGH als Beweis für das Bestehen einer rechtsverbindlichen Verpflichtung 
annahm. „Zu den einseitigen Erklärungen, die der Gerichtshof als rechtsverbindliche Verpflich-
tung Frankreichs ansah“, schrieb Franck, „gehören eine Reihe von Kommuniqués, Botschaften 
und Presseinterviews, in denen der französische Präsident, der französische Botschafter in Neu-
seeland, der französische Außenminister und der Verteidigungsminister erklärten, dass ihr Land 
ein Stadium der nuklearen Entwicklung erreicht habe, das darauf hindeute, dass der umstrittenen 
Serie von atmosphärischen Tests nun Tests folgen könnten, die ausschließlich unterirdisch 
durchgeführt würden.“[149] 

Was ist von all dem zu halten? Oft wird mit großer Gewissheit darüber gesprochen, was nach 
internationalem Recht verbindlich ist und was nicht, aber man muss sich darüber im Klaren sein, 
dass die Ansichten über diese Fragen weitaus subjektiver sind, als vielen Menschen bewusst ist. 
Im Rahmen des derzeitigen internationalen Rechtssystems kann niemand – nicht einmal der IGH 
– verbindliche Stellungnahmen dazu abgeben, was rechtlich erforderlich ist (es sei denn, die 
beteiligten Parteien erklären sich im Voraus damit einverstanden, durch die Entscheidung ge-
bunden zu sein); die Entscheidungen des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten haben 
Gesetzeskraft, aber dasselbe kann man vom IGH nicht behaupten. Die Entscheidungen des IGH 
sind also nicht in der gleichen Weise verbindlich wie die Entscheidungen des Obersten Gerichts-
hofs; letztlich steht es den Menschen frei, sich ihre eigene Meinung darüber zu bilden, was in 
der internationalen Arena rechtlich verbindlich ist; und die Art und Weise, wie man mit dieser 
Frage umgeht, hängt von der eigenen Theorie des internationalen Rechts ab. Das heißt natürlich 
nicht, dass alle diese Theorien gleichermaßen gültig sind. In der Rechtsphilosophie, wie in jedem 
Zweig der Philosophie, sind einige Theorien besser als andere – intellektuell besser und auch in 
anderer Hinsicht. Es geht hier nur darum, dass bei der Behandlung dieser Fragen das subjektive 
Element viel stärker ins Gewicht fällt, als viele Menschen denken. 

Und das bedeutet, dass die vorherrschenden Ansichten unter Rechtswissenschaftlern nicht un-
kritisch akzeptiert werden können. Ich persönlich bin der Meinung, dass man Aussagen, die in 
Presseinterviews und an anderen Orten gemacht werden, nicht als rechtlich verbindlich ansehen 
sollte, sondern dass man einen viel strengeren Maßstab für die völkerrechtliche Verbindlichkeit 
anlegen muss. Franck schließt seinen Artikel mit dem Argument, dass die Erklärung der USA, 
sie würden auf eine neue nordvietnamesische Offensive, die gegen das Friedensabkommen von 
1973 verstößt, „energisch reagieren“, eine „rechtlich verbindliche Zusage der Vereinigten Staa-
ten“ war; aber haben die Vereinigten Staaten wirklich gegen das Gesetz verstoßen, indem sie 
solche Zusagen nicht eingehalten haben? Meines Erachtens wäre es sinnvoll, einen weniger 
strengen Maßstab anzulegen, wenn es um solche im Wesentlichen politischen Angelegenheiten 
geht – es wäre sinnvoll, nur die schwerwiegendsten Vereinbarungen, die von beiden Seiten ein-
deutig als verbindlich angesehen werden, als „völkerrechtlich verbindlich“ anzusehen. Dazu ge-
hören unter anderem unterzeichnete Abkommen, insbesondere Verträge, die gemäß den internen 
politischen Verfahren eines Staates ratifiziert wurden. 
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Es geht nicht darum, dass geringere Zusicherungen kein politisches Gewicht haben sollten 
oder dass es den Staaten freistehen sollte, die auf diese Weise gegebenen Versprechen zu bre-
chen. Es geht nur darum, dass der Begriff „rechtlich bindend“ nicht zu locker gehandhabt werden 
sollte, und dass dieser Begriff für das reserviert werden sollte, was zum jeweiligen Zeitpunkt als 
verbindliche Zusagen angesehen wurde – aber das ist im Wesentlichen eine persönliche Mei-
nung. 

Anhang III:  

Das Problem der „doppelten Eindämmung“ 
 
Als der Kalte Krieg zu Ende ging, erklärte Präsident Bush bekanntermaßen, dass die Vereinigten 
Staaten „eine europäische Macht bleiben müssen und bleiben werden“[150]. Dies war in vielerlei 
Hinsicht eine merkwürdige Erklärung; schließlich liegt Amerika nicht in Europa, und frühere 
US-Präsidenten – insbesondere Eisenhower – waren der festen Überzeugung, dass die amerika-
nische Präsenz auf dem Kontinent nur vorübergehend sei und die Europäer ihre Probleme auf 
lange Sicht selbst lösen müssten. Während des Kalten Krieges ging man außerdem davon aus, 
dass Amerika nur deshalb in Europa war, weil der westliche Teil des Kontinents von der sowje-
tischen Militärmacht bedroht wurde. Nach dem Wegfall dieser Bedrohung war es für viele 
schwer zu verstehen, warum die Vereinigten Staaten dort noch eine gewisse militärische Präsenz 
aufrechterhalten mussten. 

Dennoch spiegelte Bushs Erklärung eine Denkweise wider, die für die Gestaltung der US-
Politik im Jahr 1990 und danach eine grundlegende Rolle spielte. Und um diese Denkweise zu 
verstehen, ist es sehr wichtig festzustellen –dieser Punkt wurde in neueren historischen Arbeiten 
hervorgehoben –, dass die Ideen, die Bushs Erklärung widerspiegelte, nicht plötzlich am Ende 
des Kalten Krieges 1989 oder 1990 aufgetaucht waren, sondern dass die Bush-Leute auf einer 
Reihe von Ideen aufbauten, die sich Jahre zuvor durchgesetzt hatten.[151] 

Zum Teil beruhten diese Überlegungen auf dem einfachen Umstand, dass Amerika schon ein-
mal versucht hatte, sich aus Europa zurückzuziehen – nach dem Ersten Weltkrieg – und dass 
diese grundsätzliche Entscheidung, so die feste Überzeugung von Leuten wie Bush, eine wesent-
liche Ursache für die großen Katastrophen der 1930er und 1940er Jahre war. Sie waren daher 
entschieden dafür, dass sich so etwas nicht wiederholen sollte. 

Aber das erklärt nicht ganz, warum diese Ideen sich durchsetzten oder warum sie so stark 
vertreten wurden. Schließlich war den führenden Politikern der USA in der Zeit nach 1945 nicht 
klar, dass die Vereinigten Staaten für immer in Europa bleiben müssten. Vor allem Eisenhower 
war der Meinung, dass die Europäer stark genug seien, um sich selbst zu verteidigen, und hoffte, 
dass die Amerikaner sich irgendwann zurückziehen könnten. Erst 1961 wandte sich die ameri-
kanische Führung endgültig von dieser Idee ab. Sie hatten diese Idee schon einmal aufgegeben, 
während der Truman-Regierung im Sommer 1951, um sie dann unter Eisenhower in noch stär-
kerer Form wieder aufleben zu lassen. Aber diesmal, 1961, wurde die Idee, dass sich Amerika 
irgendwann aus Europa zurückziehen könnte, mehr oder weniger endgültig aufgegeben. 

Das Problem war, dass Westeuropa, um einer großen Atommacht wie der UdSSR die Stirn 
bieten zu können, natürlich selbst über eine große nukleare Kapazität verfügen müsste. Im Prin-
zip könnte ein wirklich föderales Europa für seine eigene Verteidigung sorgen, ohne dass 
Deutschland seine eigenen unabhängigen Atomstreitkräfte entwickeln müsste. Im Gegensatz zu 
Eisenhower war sich Kennedy jedoch darüber im Klaren, dass ein transnationaler Zusammen-
schluss [in Westeuropa – der Übersetzer] unter Aufgabe von Souveränität in absehbarer Zeit 
nicht zu erwarten war. Beide Kennedys waren darüber hinaus nicht gewillt – und auch hier un-
terschieden sie sich von Eisenhower –, die Bundesrepublik eine eigene nukleare Kapazität ent-
wickeln zu lassen. 

Und warum waren sie dagegen? Einfach gesagt: Sie vertrauten den Deutschen nicht so wie 
den Briten oder sogar den Franzosen. Das lag natürlich an den Erfahrungen, die sie mit Deutsch-
land während der Hitlerzeit gemacht hatten, und bis zu einem gewissen Grad auch mit dessen 
Vorgängern. Dieses Element des Misstrauens verblasste zwar, verschwand aber nie ganz, ob-
wohl das politische Verhalten Deutschlands jahrzehntelang tadellos war. Es gab immer eine Art 
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Restverdacht, dass dies nur daran lag, dass Deutschland schwach war, und dass, wenn Deutsch-
land seine Macht zurückgewinnen und wieder eine völlig unabhängige Großmacht werden 
würde, die Deutschen mit einer viel lauteren Stimme sprechen würden. 

Diese Grundeinstellungen waren von entscheidender Bedeutung, wurden aber durch weitere 
Bedenken ergänzt. Zum einen lehnten alle anderen wichtigen NATO-Verbündeten Amerikas 
eine deutsche Atomstreitmacht ab, und zwar stärker als die US-Regierung; man befürchtete, dass 
eine deutsche Atomstreitmacht das Atlantische Bündnis zerstören könnte. Und dann war da noch 
der sowjetische Faktor. In Anbetracht ihrer Erfahrungen mit Deutschland waren die Sowjets na-
türlich strikt gegen die Idee einer deutschen Atomstreitmacht; diese zu verhindern, war ihr wich-
tigstes Sicherheitsanliegen in Europa. Das bedeutete, dass ein Amerika, das an einem stabilen 
Frieden in Europa interessiert war, die Sowjets nur durch die Zusicherung überzeugen konnte, 
dass Deutschland nicht nuklear bewaffnet werden würde und dass die deutsche Macht in einer 
von den Vereinigten Staaten dominierten Struktur gehalten werden würde. 

Ich denke, dass Scowcroft dies zumindest teilweise im Sinn hatte, als er in dem mündlichen 
Interview, auf das ich im Text Bezug genommen habe, sagte, dass es „von entscheidender Be-
deutung“ sei, „US-Truppen in Europa vor Ort zu halten, nicht nur wegen der Sowjetunion [Her-
vorhebung – M.T.]“[152]. Ich glaube auch, dass es der amerikanischen politischen Elite bei der 
NATO grundsätzlich nie nur um die sowjetische Bedrohung ging. Es ging wirklich um die Sta-
bilität in Europa. 1961 war man zu dem Schluss gekommen, dass es keine rein europäische Lö-
sung für das europäische Sicherheitsproblem gab – es konnte kein stabiles System geben, wenn 
sich die Vereinigten Staaten zurückzogen. Und die deutsche Frage war der Kern dieses Problems. 

Bedeutete das, dass eine der Hauptfunktionen der NATO, wie oft gesagt wurde, darin bestand, 
„Deutschland niederzuhalten“? Wenn man von „doppelter Eindämmung“ spricht, hat man genau 
das im Sinn: dass eine der Hauptaufgaben der NATO darin bestand, nicht nur die UdSSR, son-
dern auch Deutschland einzudämmen. Und es steht außer Frage, dass dies ein wichtiges Element 
in den Überlegungen der Vereinigten Staaten zu diesem Thema war (ebenso wie in den Überle-
gungen anderer wichtiger NATO-Verbündeter wie Großbritannien und Frankreich). Dies wird 
deutlich, wenn man sich ansieht, was Baker den sowjetischen Führern am 9. Februar 1990 sagte 
(wie im Text berichtet). Und von Zeit zu Zeit trifft man auf sehr unverblümte Äußerungen dieser 
Ansicht. So erklärte der damalige Senator Joseph Biden bei den Anhörungen zur NATO-Erwei-
terung im Jahr 1997, was seiner Meinung nach der Zweck der NATO ist. „Es ging nicht nur 
darum, Russland einzudämmen“, sagte er. „Sie sollte Deutschland einbinden; sie sollte Stabilität 
in Europa bringen; und sie war nie, nie, nie nur dazu da, Russland einzudämmen.“[153] Im Ja-
nuar 1995 argumentierte Charles Maynes, der Herausgeber von Foreign Policy, wie folgt: „An-
statt die NATO zu erweitern, sollte der Westen versuchen, ein kontinentales Sicherheitssystem 
zu schaffen, das sowohl Deutschland als auch Russland, die beiden einzigen Staaten, die den 
Kontinent wieder hegemonial herausfordern können, beruhigt und einschränkt. Das atlantische 
Bündnis wird nicht sterben, wenn die NATO nicht erweitert wird, weil alle Nachbarn Deutsch-
lands den Fortbestand des Bündnisses wünschen. Es ist die entscheidende Garantie dafür, dass 
Deutschland nicht in Versuchung gerät, nuklear zu werden.“[154] 

Und Matlock sagte 2016 zu einem Interviewer: „Wenn mich jemand im Sommer ’91 gefragt 
hätte: ‚Könnte die NATO nicht nach Osten expandieren?‘ Ich hätte gesagt: ‚Nein, dafür ich sehe 
keinen Grund. Wir müssen die NATO beibehalten, weil wir Deutschland unter Kontrolle halten 
müssen. Deutschland vereinigt sich – wollen Sie es von allem loslösen, oder wollen Sie es an ein 
Bündnis binden, damit es kein unabhängiges Militär hat? Was würde ein unabhängiges Deutsch-
land, das sich Atomwaffen zulegt, in zwei Generationen für den Frieden in der Welt bedeuten?‘ 
Ich denke also, dass es wichtig war, die NATO zu erhalten.“[155] 

Solche Ansichten waren keineswegs eigentümlich. Tatsächlich hätten Leute wie Biden sie 
nicht geäußert, wenn sie nicht innerhalb des außenpolitischen Establishments der USA weit ver-
breitet gewesen wären. Und auch in Europa wurden solche Ansichten ziemlich geteilt. Die beste 
Kurzanalyse zu diesem Thema, auf die ich je gestoßen bin, stammt aus einem Artikel des fran-
zösischen Politikwissenschaftlers Pierre Hassner, und ich denke, Hassner hat die Nuancen genau 
richtig getroffen: „Die russische Macht auszubalancieren und einen westlichen Rahmen für 
Deutschlands Energien zu schaffen, Deutschland sowohl vor Russland als auch vor sich selbst 
zu schützen, beide daran zu hindern, entweder gemeinsam oder einzeln zu versuchen, die Hege-
monie über den Kontinent zu erlangen – das ist das Wesen des Atlantischen Bündnisses. Deshalb 
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ist die Präsenz amerikanischer Truppen in Deutschland in ihrer doppelten, in erster Linie schüt-
zenden, aber auch diskret kontrollierenden Funktion der einzige greifbare Ausdruck des Bünd-
nisses, dessen Verschwinden die Struktur des Kontinents unmittelbar und grundlegend verän-
dern würde.“[156] 

Der Gedanke, dass Deutschland „kontrolliert“ werden müsse, spielte also in den Überlegun-
gen der wichtigsten politischen Entscheidungsträger in den westlichen Ländern auch nach dem 
Ende des Kalten Krieges eine wichtige Rolle. Aber „Deutschland niederzuhalten“ (um aus der 
berühmten, Lord Ismay, dem ersten Generalsekretär der NATO, zugeschriebenen Bemerkung 
über die dreifache Funktion des Bündnisses zu zitieren)[157] war keineswegs das zentrale Ziel 
– was an sich schon weitgehend erklärt, warum die NATO in der Zeit nach dem Kalten Krieg 
intakt geblieben ist. Es gab ein grundlegenderes Ziel, das damit zu tun hatte, Deutschland als 
Teil des Westens zu erhalten – diese Nation erst zu einem Teil der westlichen Welt zu machen 
und dann zu halten, damit Deutschland ein im Wesentlichen westliches Land wird. Damit dies 
geschehen konnte, musste das westliche System in all seinen Dimensionen – wirtschaftlich, kul-
turell, politisch und militärisch – intakt bleiben, und der zentrale Pfeiler dieses Systems war die 
militärische Präsenz der USA in Europa im Allgemeinen und in Deutschland im Besonderen. 

Dieses umfassendere Ziel war praktisch von Anfang an vorhanden, als die Westmächte 1946 
die so genannte „Weststrategie“ für Deutschland verabschiedeten. Dies war die Idee, dass West-
deutschland unter der Ägide der drei Westmächte „organisiert“ und an die westliche Welt gebun-
den werden sollte, zunächst wirtschaftlich, dann politisch und schließlich militärisch – dass 
Westdeutschland in das westliche System eingebettet werden und wie ein Chamäleon die politi-
sche Färbung der westlichen Welt als Ganzes annehmen sollte. Deutschland würde schließlich 
als gleichberechtigter (oder in Wirklichkeit fast gleichberechtigter) Partner behandelt werden; 
das System würde letztlich nicht auf Zwang beruhen (worauf die Philosophie des „Niederhaltens 
Deutschlands“ hinausgelaufen wäre), sondern hätte eine viel breitere Basis. Napoleon sagte ein-
mal, dass nichts Dauerhaftes allein auf Zwang beruhen könne; der Ansatz der Weststrategie 
würde Deutschland im Wesentlichen durch Zustimmung an den Westen binden, da die Auf-
nahme in denselben die Bundesrepublik nicht nur vor der sowjetischen Bedrohung schützte, son-
dern in hohem Maße eine Form der moralischen Rehabilitierung darstellte – etwas, das für die 
Deutschen angesichts all dessen, was während der Nazizeit geschehen war, von großem Wert 
war. Es war dieses umfassendere System, das Leute wie Bush unbedingt bewahren wollten. Und 
dieses System beruhte auf der amerikanischen Präsenz in Europa – Großbritannien und Frank-
reich waren allein, selbst zusammen, einfach nicht stark genug, um die Grundlage für ein solches 
System zu bilden. 

Daher ist es meiner Meinung nach ein Fehler, die Bush-Politik im Sinne des Wunsches der 
US-Regierung zu interpretieren, so viel Macht wie möglich zu erlangen. Die amerikanische He-
gemonie in Europa war kein Ziel an sich. Sie war Nebenprodukt einer Politik, die aus einem 
ganz anderen Grund verfolgt wurde – einer Politik, die vor allem darauf abzielte, ein stabiles 
politisches System in Europa zu schaffen. 

Wenn man sich mit der Kennedy-Zeit beschäftigt, hat man den Eindruck, dass die Amerikaner 
die imperiale Last nur widerwillig auf sich genommen haben. Sie waren zu dem Schluss gekom-
men, dass die Europäer die Aufgabe nicht selbst bewältigen konnten – dass die einzige Möglich-
keit, ein wirksames Gegengewicht zur Sowjetmacht in Europa zu schaffen, ohne gleichzeitig den 
Deutschen die Möglichkeit zu geben, sich nuklear zu bewaffnen, darin bestand, ein System auf-
rechtzuerhalten, das auf einer starken amerikanischen Militärpräsenz auf dem Kontinent beruhte. 
Aber wenn die USA dort gewissermaßen gefangen waren, fühlten sie sich berechtigt, bestimmte 
Gegenleistungen zu verlangen. Die Probleme mit den Sowjets konnten, wie die Berlin-Krise 
zeigte, zu einem Krieg führen, und wenn die Amerikaner ihren Hals schon auf den Richtblock 
legten, wollten sie auch das Sagen darüber haben, wie die Ost-West-Beziehung vom Westen 
gehandhabt wurde. Kennedys nationaler Sicherheitsberater McGeorge Bundy drückte es 1962 
so aus: „Wir sind gezwungen, den Preis der Führung zu zahlen. Da können wir genauso gut 
einige Vorteile davon haben.“[158] 

Jedenfalls liefert die Vorstellung, dass es wichtig war, „Deutschland niederzuhalten“, meiner 
Meinung nach nicht den Schlüssel zum Verständnis, warum die Bush-Regierung die Politik ver-
folgte, die sie am Ende des Kalten Krieges betrieb. Zumindest meiner Meinung nach ist es klar, 
dass diese Politik eine viel breitere Basis hatte. 
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Anhang IV:  

Das Vorvertragsabkommen vom November 1918 und sein Schicksal 
 
Die Deutschen legten 1918 die Waffen nieder, nachdem ihnen der amerikanische Präsident 
Woodrow Wilson im Namen aller alliierten Regierungen zugesichert hatte, dass der Frieden auf 
der Grundlage seiner Rede über die Vierzehn Punkte und der darauf folgenden Kriegsansprachen 
geschlossen werden würde, allerdings mit zwei Einschränkungen. Diese Zusicherung wurde den 
Deutschen in einer Note vom 5. November 1918 gegeben.[159] 

Eine der in dieser Note genannten Einschränkungen bezog sich auf die Bestimmung in der 
Vierzehn-Punkte-Rede, wonach die eroberten Gebiete „sowohl wiederhergestellt als auch eva-
kuiert und befreit“ werden sollten. „Die alliierten Regierungen“, so wurde den Deutschen mit-
geteilt, „sind der Meinung, dass kein Zweifel darüber bestehen darf, was diese Bestimmung be-
deutet. Sie verstehen darunter, dass Deutschland für alle Schäden, die der Zivilbevölkerung der 
Alliierten und ihrem Eigentum durch die Aggression Deutschlands zu Lande, zu Wasser und aus 
der Luft zugefügt werden, Entschädigung leisten wird.“ 

Dabei handelte es sich technisch gesehen um eine einseitige Zusicherung, das heißt um ein 
förmliches Angebot, auf dieser Grundlage einen Waffenstillstand zu schließen. Es gab kein un-
terzeichnetes Abkommen, das die formelle Annahme dieser Bedingungen durch Deutschland 
widerspiegelte, und die Deutschen antworteten auch nicht mit einer eigenen Note, in der sie die 
Bedingungen der Alliierten formell akzeptierten. Aber der deutsche Akt der „Entsendung von 
Vertretern durch militärische Kanäle zu einem Treffen“ mit dem Oberbefehlshaber der Alliierten 
„zum Zwecke der Vereinbarung eines Waffenstillstands“ wurde als Annahme des alliierten An-
gebots gewertet, und Wilsons Zusicherung wurde in der Folge von beiden Seiten als verbindli-
ches Versprechen betrachtet.[160] 

Haben die Alliierten dieses Versprechen gebrochen? Auf der Pariser Friedenskonferenz 1919 
versuchten vor allem die Briten zunächst, von den Deutschen die Erstattung der Kriegskosten an 
die Alliierten zu fordern. Ihr Argument lautete, dass die Steuerzahler für den Krieg aufkommen 
müssten und die Steuerzahler Zivilisten seien, weshalb die Kriegskosten einen „zivilen“ Schaden 
darstellten. Die Amerikaner wehrten sich jedoch erfolgreich gegen diesen Vorschlag – mit dem 
Argument, dass sich der Passus über zivile Schäden im Abkommen vor dem Waffenstillstand 
eindeutig auf etwas viel Engeres bezog. Als die Briten dann aber darauf bestanden, dass die 
Renten [für sämtliche Invaliden und Kriegshinterbliebenen – der Übersetzer] in das Gesetz auf-
genommen werden sollten, stimmte Wilson dem zu, obwohl seine eigenen Berater darauf hin-
wiesen, dass die gleiche Logik, die die Kriegskosten ausgeschlossen hatte, auch die Renten aus-
schließen sollte. „Logik! Die Logik! Ich pfeife auf die Logik“, rief er aus. „Ich werde die Renten 
einbeziehen!“[161] Auch der britische Premierminister David Lloyd George war der Meinung, 
dass das Abkommen vor dem Waffenstillstand keine Renten vorsah, drängte aber dennoch auf 
deren Einbeziehung.[162] 

All dies hatte, wie viele Wissenschaftler festgestellt haben, in der Zwischenkriegszeit kata-
strophale Folgen. Die Deutschen nahmen es den Alliierten zutiefst übel, dass sie sich nicht an 
die Vereinbarung vor dem Waffenstillstand gehalten hatten. Dies bedeutete unter anderem, dass 
der Versailler Vertrag in ihren Augen keine moralische Gültigkeit besaß und dass sie berechtigt 
waren, ihn zu Fall zu bringen. 
 
* – Erstveröffentlicht in den USA am 25. November 2020. Der Autor arbeitet im Fachbereich 
Politikwissenschaft der UCLA (University of California Los Angeles). 
 
Übersetzung – Ekkehard Sieker. 
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NATO, 1990: keinen Zoll nach Osten 

– eine Nachlese 
von Wolfgang Schwarz 

 
„Ob Putin ein Autokrat ist oder nicht, 
hat wenig mit der Krise um die Ukraine zu tun. 
Es geht hier nicht um Werte oder Ideologie 
oder Regierungsformen, sondern um Geopolitik. 
Es ist verstörend, 
dass das so viele Menschen im Westen nicht verstehen.“ 
  
John Mearsheimer[1] 

  
  

Nur wer versteht, wie der Weg in diese Katastrophe verlief, 
wird auch einen Weg aus ihr heraus finden. 
An ernsthaften Verhandlungen über eine Sicherheitsarchitektur, 
die die Interessen aller Akteure berücksichtigt,  
führt perspektivisch kein sinnvoller Weg vorbei. 
  
Jürgen Wagner[2] 

Natürlich kann man die Frage, ob es 1990 von westlicher Seite Zusagen an die Sowjetunion 

gegeben habe, dass sich die NATO im Falle einer Vereinigung der beiden deutschen Staaten 
sowie eines Verbleibs Deutschlands im Nordatlantikpakt keinen Zoll (inch) nach Osten aus-

weiten würde, auch so beantworten, wie es Heinrich August Winkler – er gilt nicht nur hierzu-

lande als ausgewiesener Historiker – im Juni 2022 im Magazin Internationale Politik getan hat: 

„Weder die NATO noch die Vereinigten Staaten oder eine andere westliche Demokratie haben 

1990 oder danach das von Putin behauptete Versprechen [es werde keine Ost-Erweiterung der 

NATO stattfinden – W.S.] abgegeben […]. Was es gab, waren entsprechende mündliche Erklä-
rungen des Bonner Außenministers Hans-Dietrich Genscher und vielfältig ausdeutbare Formu-

lierungen des amerikanischen Außenministers James A. Baker und des Bundeskanzlers Helmut 

Kohl.“[3] 
Diese Feststellung Winklers, von ihm zum „bisherigen Forschungsstand“[4] erklärt, ent-

spricht dem offiziellen westlichen Narrativ zur eingangs genannten Frage und stärkt zugleich 
dessen Fundament durch das Standing eines Doyens der deutschen Zeitgeschichtsschreibung. 
Zugleich hat Winkler damit dem Werkzeugkasten all jener zugearbeitet, die den russischen An-
griffskrieg gegen die Ukraine der hiesigen und internationalen Öffentlichkeit als Akt ohne Vor-
geschichte verkaufen wollen, als Ausdruck bloßer imperialer Willkür, an dem den Westen kei-
nerlei Mitschuld trifft. Eine Sichtweise, die auch Winkler stützt, wenn er formuliert: „Ob der 
Westen jemals eine Chance hatte, einen Konflikt mit Russland über die Ukraine zu vermeiden, 
ist zweifelhaft.“[5] 

Als Kronzeugin gegen „das von Putin behauptete Versprechen“ ruft Winkler ausgerechnet die 
US-Historikerin Mary Elise Sarotte auf, konkret deren 2021 erschienenes Buch „Not one inch. 
America, Russia, and the making of post-cold war stalemate“, das seine Sicht der Dinge angeb-
lich bestätigen würde. 

Sarotte ist gestandene Expertin; sie hat intensiv zu den in Rede stehenden Vorgängen ge-
forscht und publiziert. In ihrem jüngsten Buch von 2021 allerdings, darauf hat Marc Trachten-
berg von der University of California Los Angeles (UCLA) gegenüber dem Autor dieses Beitra-
ges verwiesen[6], berührt sie die entscheidenden Zusagen des damaligen US-Außenministers 
James Baker und seines westdeutschen Amtskollegen Hans-Dietrich Genscher vom Februar 
1990[7] überhaupt nur am Rande und greift weitere Quellen gar nicht auf.[8] 
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Das ist nicht verwunderlich, denn dieses Mal interessierte Sarotte nicht die Frage, ob es west-
liche Zusagen eine Nichterweiterung der NATO betreffend gegeben hatte, sondern vielmehr, wie 
die Auffassungen und die Politik der USA sich veränderten, als diese – nicht zuletzt durch den 
Zusammenbruch der UdSSR im Dezember 1991 – begriffen, sie könnten „[…] nicht nur viel 
gewinnen, sondern noch mehr. Kein einziger Zentimeter des Territoriums [der ehemaligen ost-
europäischen Warschauer-Pakt-Staaten und der früheren Sowjetrepubliken – W.S.] müsste für 
die NATO tabu sein. Washington könnte an der Spitze des Bündnisses stehen und den Weg für 
den Beitritt einer großen Zahl […] neuer Mitglieder ebnen.“[9] 

Überdies erscheint Winklers Interpretation von Sarottes jüngstem Opus nicht zuletzt auch des-
halb fragwürdig, weil beispielsweise Jonathan Haslam – früherer George F. Kennan Professor 
am Institute for Advanced Study, Princeton – das Buch ausdrücklich als Beleg dafür anführt, 
dass die USA mit der NATO-Osterweiterung „die eingegangene Verpflichtung“ [eben dies nicht 
zu tun – W.S.] gebrochen hätten.[10] 

Und was die damaligen mündlichen Erklärungen Genschers sowie die vielfältig ausdeutbaren 
Formulierungen Bakers und Kohls anbetrifft, auf die Winkler verweist, so ist Marc Trachtenberg 
in seiner 2020 fertiggestellten Untersuchung „The United States and the NATO Non-extension 
Assurances of 1990: New Light on an Old Problem?“ (deren wesentlichste Erkenntnisse und 
Quellen sind in International Security publiziert worden[11]) den bis dato dazu verfügbaren 
Quellen bis ins Detail nachgegangen – auch unter Rückgriff auf frühere Publikationen von Mary 
Sarotte – und zu einem Befund gelangt, der in diametralem Widerspruch zu Winklers Behaup-
tung steht, es habe keine westlichen Zusagen bezüglich einer Nichterweiterung der NATO ge-
geben. 

Trachtenbergs Untersuchungsergebnisse sind seit 2020 durch weitere inzwischen zugängliche 
Quellen gestützt worden. Klaus Wiegrefe dazu vor einigen Monaten im SPIEGEL: „Zum Glück 
liegt inzwischen eine Fülle an Dokumenten aus den beteiligten Ländern vor: Gesprächsver-
merke, Verhandlungsprotokolle, Berichte. Danach haben Amerikaner, Briten, Deutsche dem 
Kreml signalisiert, eine Nato-Mitgliedschaft von Ländern wie Polen, Ungarn oder Tschechien 
sei ausgeschlossen. Noch im März 1991 versicherte der britische Premier John Major bei einem 
Besuch in Moskau, ‚nichts dergleichen werde geschehen‘.“[12] Solche Aussagen, so Wiegrefe, 
„sprechen für Putins These vom ‚Betrug‘ des Westens“[13]. 

Wiegrefe untersucht diese Problematik schon seit Jahren. Bereits 2009 hatte er zusammen mit 
Kollegen recherchiert: Genscher sprach „am 10. Februar 1990 zwischen 16 und 18.30 Uhr mit 
Schewardnadse, und der bis vor kurzem geheim gehaltene deutsche Vermerk hält fest: ‚BM 
(Bundesminister): Uns sei bewusst, dass die Zugehörigkeit eines vereinten Deutschlands zur 
Nato komplizierte Fragen aufwerfe. Für uns stehe aber fest: Die Nato werde sich nicht nach 
Osten ausdehnen.‘ Und da es in dem Gespräch vor allem um die DDR ging, fügte Genscher 
ausdrücklich hinzu: ‚Was im Übrigen die Nichtausdehnung der Nato anbetreffe, so gelte dieses 
ganz generell.‘ Schewardnadse antwortete, er glaube ‚allen Worten des BM‘.“[14] 

In dem betreffenden Beitrag Wiegrefes wurde nicht zuletzt Frank Elbe zitiert, westdeutscher 
Spitzendiplomat und 1990 Büroleiter Genschers, – zu einem Treffen zwischen Baker und Gen-
scher: „Am 2. Februar [1990 – W.S.] saßen die beiden Außenminister in Bakers Arbeitszimmer 
in Washington vor dem Kamin, legten die Jacketts ab und die Beine hoch und diskutierten den 
Lauf der Welt. Rasch herrschte Einigkeit. Keine Nato-Ausdehnung nach Osten. ‚Das war völlig 
klar‘, berichtet Elbe.“[15] 

Das damalige Resümee der SPIEGEL-Rechercheure lautete: „Der SPIEGEL hat mit zahlrei-
chen Beteiligten gesprochen und vor allem britische und deutsche Dokumente gesichtet. Danach 
kann es keinen Zweifel geben, dass der Westen alles getan hat, den Sowjets den Eindruck zu 
vermitteln, eine Nato-Mitgliedschaft von Ländern wie Polen, Ungarn oder der CSSR sei ausge-
schlossen.“[16] 

Frank Elbe, der am 15. Juni 2022, verstorben ist, gab Anfang dieses Jahres Wiegrefe ein In-
terview zu den 1990er Vorgängen, in dem er nochmals auf das westdeutsch-amerikanische Au-
ßenministertreffen vom 2. Februar 1990 zurückkam. Zwei Tage zuvor hatte Genscher seine pro-
grammatische Rede in Tutzing[17] gehalten und dabei, Elbe zufolge, „klipp und klar gesagt, das 
vereinte Deutschland werde Mitglied der Nato bleiben. Aber wir würden davon ausgehen, dass 
in der weiteren Entwicklung die Nato erklären werde, ‚was immer im Warschauer Pakt ge-
schieht, eine Ausdehnung des Nato-Territoriums nach Osten, das heißt näher an die Grenzen der 



52 

Sowjetunion heran, wird es nicht geben‘“.[18] Dieser Formel, so Elbe weiter, habe auch Baker 
beim Treffen am 2. Februar zugestimmt: „Genscher traf auf einen strahlenden Baker, der sagte, 
die Formel mit der Nichtausdehnung gefalle ihm und er werde dafür sorgen, dass sie im Bündnis 
akzeptiert werde.“[19] Wiegrefe fasste nach: „Manche Beobachter meinten, Genschers Vorschlag 
habe sich nur auf die DDR bezogen.“ Elbe jedoch widersprach: „Das ist falsch. Das würde ich 
sogar unter Eid aussagen. Ich habe an der Tutzinger Rede mitgearbeitet […]. Der Vorschlag 
bezog sich insgesamt auf Osteuropa.“[20] 
„SPIEGEL: Wie ging es weiter? 
Elbe: Sowohl Baker wie auch Genscher haben Anfang Februar 1990 den Vorschlag im Kreml 
präsentiert. 
SPIEGEL: Ein deutscher Vermerk gibt Gensehers Aussage gegenüber dem sowjetischen Au-
ßenminister Eduard Schewardnadse so wieder: ‚Für uns stehe fest: Die Nato werde sich nicht 
nach Osten ausdehnen.‘ Das gelte ‚ganz generell‘. Schewardnadse soll entgegnet haben, er 
glaube ‚allen Worten‘ Gensehers. 
Elbe: Das ist korrekt, da war ich dabei. Aus der Formulierung ‚ganz generell‘ können Sie ent-
nehmen, dass es sich eben nicht nur um die DDR handelte.“[21] 

Darüber hinaus betonte Elbe: „Als Genscher im September 1990 den Zwei-plus-Vier-Vertrag 
unterzeichnet hat, waren wir überzeugt, dass die Ausdehnung der Nato auf die DDR beschränkt 
bleiben würde.“[22] Entsprechend habe Genscher bis zu seinem Rücktritt als Außenminister im 
Jahre 1992 auch agiert.[23] 

Weitere aufschlussreiche Belege fand Wiegrefe nicht zuletzt in dem in diesem Jahr veröffent-
lichten Dokumentenband „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland 
1991“. Sein Eindruck: „Manche der nun freigegebenen Dokumente könnten Putin und seine Ge-
folgsleute sogar zu scharfen Waffen in ihrem Propagandakrieg umdeuten. Denn mehrfach kom-
men Genscher und seine Spitzendiplomaten in Gesprächen auf eine Zusage bei den Verhandlun-
gen zur deutschen Einheit zurück, die Nato nicht nach Osteuropa auszudehnen.“[24] Konkret hat 
Wiegrefe unter anderem folgendes extrahiert: „Die nun öffentlich zugänglichen Dokumente stüt-
zen mehrfach die russische Version: […] 

 Am 18. April erzählte Genscher seinem griechischen Amtskollegen, er habe den 

Sowjets erklärt, ‚Deutschland will auch nach der Vereinigung in der Nato bleiben. 

Dafür wird diese nicht nach Osten ausgedehnt …‘. 

 Am 11. Oktober traf sich Genscher mit seinen Amtskollegen Roland Dumas (Frank-

reich) und Francisco Fernández Ordóñez (Spanien). Die Aussage Genschers zur Zu-

kunft der Staaten in Mittel- und Osteuropa (MOE) gibt das Protokoll mit den Wor-

ten wieder: ‚Wir können Nato-Mitgliedschaft von MOE-Staaten nicht akzeptieren 
(Hinweis auf sowjetische Reaktion und Zusage in 2 + 4-Verhandlungen, dass Nato-

Gebiet nicht nach Osten ausgedehnt werden soll). Jeder Schritt, der dazu beiträgt, 

Situation in MOE und SU zu stabilisieren, ist wichtig.‘“[25] O-Ton Genscher wei-
ter: „Zunächst haben die früheren Warschauer-Pakt-Länder die Absicht verfolgt, 

Mitglieder in der Nato zu werden. Dies hat man ihnen in vertraulichen Gesprächen 

ausgeredet.“[26] 

Dem Dokumentenband lässt sich darüber hinaus entnehmen: Bereits bei Konsultationen der Po-
litischen Direktoren der USA, Großbritanniens, Frankreichs und Deutschlands im Kleinen Kreis 
in Bonn am 06.03.1991 wiesen – der als geheim ausgewiesenen Gesprächsnotiz des damaligen 
deutschen Vertreters, Ministerialdirektor Chrobog, zufolge – die deutsche wie die amerikanische 
Seite „auf das bereits im 2+4-Prozess zum Ausdruck gekommene Verständnis hin, dass der 
Rückzug der sowjetischen Truppen [aus Deutschland – W.S.] vom Westen nicht zum eigenen 
Vorteil genutzt werden darf. Diese Haltung müsse fortgelten.“[27] Dies stimmt im Wesentlichen 
mit dem Bericht zu jenem Treffen überein, den Josh Shifrinson bereits vor Jahren in den briti-
schen Archiven gefunden hat.[28] Wiegrefes Kommentar zu Chrobogs Notiz: „Schon seit 1993 
– also lange vor Putins Regime – behaupten die Russen, eine Ausdehnung der Nato nach Osten 
verstoße gegen den Geist dieses Zwei-plus-vier-Vertrags. So sah es offenkundig auch Chrobog. 
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Dem Vermerk nach deckt sich die russische Beschwerde mit der offiziellen Position der Bun-
desregierung von Kanzler Helmut Kohl (CDU) und Außenminister Hans-Dietrich Genscher 
(FDP) 1991. Und auch die Amerikaner sahen 1991 die Situation wohl so, wie sie heute Putin 
darstellt.“[29] 

* 

Anfang dieses Jahres hatte NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg die Frage, ob „die Nato in 
den Neunzigerjahren gegenüber Russland nicht ausgeschlossen [hat], in Richtung Osten zu ex-
pandieren“, mit der Entgegnung weggebügelt: „Das stimmt einfach nicht, ein solches Verspre-
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